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	-1.	weist erneut darauf hin, dass die Praxis der transnationalen Repression durch den Kreml tief in der Geschichte verwurzelt ist und sich von der Zeit der Zaren über die Sowjetzeit bis in die Gegenwart erstreckt; stellt fest, dass die russischen Geheimdienste die politische Auswanderung seit langem als strategische Bedrohung betrachten und ausgefeilte Methoden entwickelt haben, um oppositionelle Bewegungen im Ausland zu überwachen, zu manipulieren und zu neutralisieren, darunter Operationen unter falscher Flagge wie die sowjetische „Trust“-Operation der 1920er Jahre, mit der politische Auswanderer unter sowjetische Kontrolle gebracht werden sollten10a;
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	10a https://jamestown.substack.com/p/the-trust-lives-moscow-uses-early.
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	-1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine Bedrohung für die Demokratie darstellt; ist bestürzt über die gemeldete Zunahme von Fällen transnationaler Repression; ist der Auffassung, dass sie auch eine Zunahme der aufgedeckten Fälle bedeuten;
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	-1a.	stellt fest, dass Russland zwar im Allgemeinen nicht – wie manche theokratische Regime – gezielt versucht, Menschen im Ausland zu bekehren, jedoch unabhängige religiöse Akteure, darunter ukrainische evangelikale Führer, protestantische Pastoren, griechisch-katholische Priester und nicht der Kirche angehörende orthodoxe Geistliche, insbesondere auf der besetzten Krim und in der Ostukraine, mit Repressionen verfolgt; nimmt ferner Berichte über Kampagnen zur Repression im Exil lebender religiöser Aktivisten sowie über die Verwendung des Begriffs „Extremismus“ zur Einschränkung und Delegitimierung unabhängiger Glaubensgemeinschaften zur Kenntnis;
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	-1a.	verweist erneut auf die vielfältigen Formen der transnationalen Repression, wie gezielte Tötungen, Entführungen, Gewalt, Schikanen und Zwangsrückführungen, das Verschwindenlassen von Personen und Ausweisungen sowie die Kriegsführung mit juristischen Mitteln; ist zunehmend besorgt über den Missbrauch juristischer Instrumente wie konsularischer Dienste, Auslieferungsverfahren, Festnahmen oder den missbräuchlichen Einsatz von „roten Ausschreibungen“ von Interpol sowie Anschuldigungen wegen Terrorismus oder Gefährdung der Staatssicherheit;
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	-1b.	verweist auf die zahlreichen dokumentierten Fälle, die belegen, dass die Russische Föderation ihre Geheimdienste, darunter den Inlandsgeheimdienst der Russischen Föderation (FSB), Nachfolger des KGB, und die Hauptdirektion des Generalstabs (GRU), in Abstimmung mit Strukturen der Russisch-Orthodoxen Kirche, insbesondere des Moskauer Patriarchats, genutzt hat, um Aktivitäten durchzuführen, die einer transnationalen Repression gleichkommen, darunter Überwachung, Rekrutierung, Einflussnahme und andere hybride Taktiken, die sich gegen Dissidenten, im Exil lebende Oppositionelle und Diasporagemeinschaften im Ausland richten1a; unterstreicht die historische Verflechtung der sowjetischen Staatssicherheitsdienste mit der Hierarchie der russisch-orthodoxen Kirche, einschließlich dokumentierter Fälle der Zusammenarbeit von Geistlichen mit dem KGB während der Sowjetzeit, die sich unter Präsident Wladimir Putin zu einer erneuten Angleichung zwischen Staatsmacht und kirchlichen Strukturen entwickelt hat, wobei die Kirche im Rahmen des Konzepts des sogenannten „Russkiy Mir“ („Russische Welt“) als Instrument der Soft Power, der ideologischen Einflussnahme und der Verbreitung bestimmter Narrative dient; betont ferner, dass dieser Rahmen die Instrumentalisierung religiöser Netzwerke und kirchlicher Diplomatie ermöglicht hat, um geopolitische Ziele voranzutreiben, externe Einmischung zu rechtfertigen und den Einfluss in benachbarten Regionen zu stärken, insbesondere auf dem Westbalkan, in Osteuropa, im Südkaukasus sowie in einigen EU-Mitgliedstaaten und Diasporagemeinschaften;

	
	_________________

	
	1a https://www.foreignaffairs.com/ukraine/putins-useful-priests-russia-church-influence-campaign; https://lansinginstitute.org/2025/12/02/orthodoxy-as-cover-russias-intelligence-operations-through-church-structures-in-northern-europe/; https://cepa.org/article/praying-for-putin-spies-in-cassocks-threaten-the-west/. 
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	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
	1.	ist der Ansicht, dass bestimmte Handlungen transnationaler Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellen können, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt; betont, dass bei jeder Bewertung und Reaktion auf solche Handlungen die vorrangige Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für den Schutz der nationalen Sicherheit und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung gemäß Artikel 4 Absatz 2 EUV und Artikel 72 AEUV uneingeschränkt zu achten ist;
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	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt, sodass ein entschiedener, koordinierter und umfassender Ansatz zur Bekämpfung transnationaler Repression erforderlich ist;
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	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung und eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
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	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende und zunehmend verbreitete Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
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	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
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	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung, eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland und in bestimmten Fällen eine Art hybrider Bedrohung darstellt, die die demokratische Staatsführung, die Rechtsstaatlichkeit, die Grundrechte sowie die Souveränität und Sicherheit der Aufnahmestaaten untergräbt;
	1.	ist der Ansicht, dass transnationale Repression eine schwerwiegende Menschenrechtsverletzung und eine Form der Einflussnahme aus dem Ausland darstellt; weist erneut darauf hin, dass der Schutz von Personen auf dem Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten und die Gewährleistung der inneren Sicherheit in erster Linie in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten liegen;
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	1a.	betont, dass der Umgang mit transnationaler Repression in erster Linie als Frage der Sicherheit oder Einmischung die Gefahr birgt, andere Aspekte zu verschleiern, wirksame Maßnahmen einzuschränken und die von transnationaler Repression betroffenen Personen und Gemeinschaften unzureichend zu schützen; ist besorgt über die Tatsache, dass die Tendenz in der EU und in den Mitgliedstaaten, den Schwerpunkt auf direkte Auswirkungen auf die nationale Sicherheit zu legen, dazu geführt hat, dass die Auswirkungen von transnationaler Repression auf die Menschenrechte vernachlässigt wurden;
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	1a.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, anzuerkennen, dass transnationale Repression eine nicht hinnehmbare und rechtswidrige Praxis darstellt, die häufig von autoritären Regimes betrieben wird, und sich zu einem Null-Toleranz-Ansatz gegenüber jeglicher Form von transnationaler Repression auf dem Hoheitsgebiet der EU zu verpflichten;
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	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
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	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, eine gemeinsame, rechtlich klare Definition transnationaler Repression zu erarbeiten und diese in Form einer Richtlinie in das EU-Recht aufzunehmen; fordert die Einrichtung einer ständigen Koordinierungsstelle auf EU-Ebene als Teil der Struktur des EAD, die eng mit Europol und Eurojust zusammenarbeitet; fordert die Mitgliedstaaten auf, für einen systematischen Informationsaustausch und gemeinsame Mechanismen zur Risikobewertung zu sorgen; fordert den Rat auf, ein gestaffeltes Modell für die diplomatische Reaktion einzuführen, einschließlich gezielter Sanktionen im Rahmen der Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte;
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	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen und diese Definition im Einklang mit der vom Gemeinsamen Menschenrechtsbüro der Vereinten Nationen und anderen Mechanismen der Vereinten Nationen vorgeschlagenen Definition anzuwenden und gegebenenfalls anzupassen; fordert die Kommission, den Rat und den EAD auf, diese Definition systematisch in alle politischen Maßnahmen und Instrumente der EU aufzunehmen, einschließlich der Außenpolitik, der Bereiche Justiz und Inneres, Migration und Asyl, der Digitalpolitik, der Haushaltsordnung und der Sanktionsregelungen, um zu verhindern, dass die rechtlichen und verwaltungstechnischen Rahmenbedingungen der EU zu repressiven Zwecken missbraucht werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>217</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
	2.	betont, dass die transnationale Repression einen direkten Angriff auf die Souveränität der Aufnahmestaaten und deren Fähigkeit darstellt, den Schutz der auf ihrem Hoheitsgebiet ansässigen Personen zu gewährleisten; betont, dass dieses Phänomen auf koordinierte Weise angegangen werden muss; fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
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	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
	2.	fordert die Mitgliedstaaten auf, unter uneingeschränkter Achtung ihrer verfassungsrechtlichen Traditionen und Strafrechtssysteme objektive, transparente und überprüfbare Kriterien zur Feststellung von Handlungen transnationaler Repression zu entwickeln und anzuwenden; fordert den Rat auf, den freiwilligen Austausch bewährter Verfahren zu fördern, unbeschadet der nationalen Zuständigkeiten;
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	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
	2.	fordert die Mitgliedstaaten auf, auf freiwilliger Basis einen Meinungsaustausch über ihre nationalen Bewertungen und Maßnahmen zur Bekämpfung von transnationaler Repression zu führen; lehnt die Festlegung einer rechtsverbindlichen, EU-weit einheitlichen Definition ab, die zu einer Ausweitung der Zuständigkeiten der Union in Strafsachen führen könnte;
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	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen, und fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die transnationale Repression in ihren nationalen Rechtsvorschriften zu verankern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>221</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht und früheren Berichten des Europäischen Parlaments dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>222</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, auf der Grundlage der in diesem Bericht dargelegten Begriffsbestimmung eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;
	2.	fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, eine EU-weit einheitliche Definition transnationaler Repression anzunehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>223</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	2a.	betont, dass die Definition transnationaler Repression präzise und eng gefasst sein muss, wobei der Schwerpunkt auf Zwangsmaßnahmen wie Gewalt, Einschüchterung, Überwachung, rechtliche Schikane oder Zwangsrückführung liegen muss, und dass sie keine rechtmäßige politische Interessenvertretung, diplomatische Bemühungen oder internationale öffentliche Debatten umfassen darf;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>224</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	2a.	ist der Ansicht, dass das Fehlen einer klaren Definition transnationaler Repression dazu beiträgt, dass Vorfälle nicht vollständig gemeldet werden, wirksame politische Maßnahmen verhindert und der Einsatz von Instrumenten zur Rechenschaftspflicht, einschließlich Sanktionsmechanismen, eingeschränkt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>225</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	2a.	betont, dass jede Einstufung eines Verhaltens als transnationale Repression und jede als Reaktion darauf ergriffene restriktive Maßnahme einer unabhängigen gerichtlichen Kontrolle unterliegen und wirksame Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>226</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen mit einer nationalen Verbindung zum handelnden Land einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden, und zwar durch ein breites Spektrum physischer Methoden oder den strategischen Missbrauch rechtlicher Instrumente sowie durch nicht-physische Methoden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>227</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen sowie deren Unterstützungsnetze und Familienangehörige einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen, zu ermorden, zu entführen oder ihnen auf sonstige Weise zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>228</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen, die von einem Staat oder einem in seinem Auftrag handelnden Akteur begangen oder veranlasst werden, um Dissens, Kritik oder das Eintreten für Menschenrechte gegenüber diesem Staat, die von außerhalb seines Hoheitsgebiets zum Ausdruck gebracht werden, zu unterbinden, zu unterdrücken oder zu bestrafen[1];

	
	[1] Quelle des Wortlauts: Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte (OHCHR). Transnational Repression (Civic Space Brief). 18. Juni 2025.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>229</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, mit dem Staat verbundenen Einrichtungen oder Einrichtungen unter dem Einfluss oder Druck eines Staates, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>230</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu verteidigen und zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen, zu kontrollieren oder ihnen zu schaden, wodurch sie gegen Grundrechte verstoßen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>231</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen, ihrer Vertreter oder für sie tätiger Einrichtungen, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>232</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen ausländischer staatlicher Akteure, einschließlich autoritärer Regimes oder ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um außerhalb ihres Hoheitsgebiets lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zu bedrohen, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>233</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Regimen wie Russland, China und Iran, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>234</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	stellt fest, dass sich der Begriff transnationale Repression auf vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten bezieht, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>235</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu entführen, zu nötigen oder ihnen auf andere Weise zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>236</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um sich im Ausland aufhaltende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>237</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, staatlich organisierten, nichtstaatlichen Organisationen und ihren Vertretern sowie Durchführungspartnern, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>238</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Staaten, einschließlich repressiver oder autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;
	3.	definiert transnationale Repression als vorsätzliche Handlungen oder Drohungen von Repressoren autoritärer Regierungen und ihrer Vertreter, die dazu dienen, ihre Interessen zu fördern, indem sie außerhalb ihrer Landesgrenzen tätig werden, um im Ausland lebende Einzelpersonen oder Gruppen einzuschüchtern, zum Schweigen zu bringen, zu nötigen oder ihnen zu schaden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>239</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	3a.	vertritt die Auffassung, dass transnationale Repression als Angriffe und Drohungen von Staaten, einschließlich autoritärer Regime und ihrer Vertreter, definiert werden sollte, die darauf abzielen, ihre Interessen zu verteidigen und voranzubringen, indem sie über nationale Grenzen hinweg Dissidenten, politische Gegner, Journalisten, politisch engagierte Bürgerinnen und Bürger, Menschenrechtsverteidiger und im Exil lebende Menschen durch ein breites Spektrum physischer Methoden wie gezielte Tötungen, Entführungen, Gewalt, Belästigung und erzwungene Rückführungen, Verschwindenlassen und Abschiebungen und den strategischen Missbrauch von Rechtsinstrumenten, einschließlich des Missbrauchs von konsularischen Diensten, Auslieferungsverfahren oder roten Ausschreibungen von Interpol und Festnahmen, sowie durch nicht-physische Methoden wie digitale Überwachung, Einschüchterung, Erpressung und Drohungen gegen Familien von Menschenrechtsverteidigern einschüchtern, kontrollieren oder zum Schweigen bringen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>240</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	3a.	stellt fest, dass transnationale Repression angesichts ihres systematischen und weit verbreiteten Ausmaßes ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne von Artikel 7 Buchstabe h1a des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs darstellen kann;

	
	_________________

	
	1a https://www.icc-cpi.int/sites/default/files/2024-05/Rome-Statute-eng.pdf.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>241</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	3a.	stellt besorgt fest, dass die zunehmende Zahl von Maßnahmen transnationaler Repression, die von Drittstaaten oder deren Vertretern auf dem Hoheitsgebiet der EU durchgeführt werden, eine erhebliche Bedrohung für die Sicherheit der Europäischen Union und der Gesellschaft insgesamt darstellt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>242</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, Mitglieder der Diaspora, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Künstler, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger, Führungspersönlichkeiten aus dem religiösen und kulturellen Bereich sowie andere Personen gerichtet ist, bei denen davon ausgegangen wird, dass sie dem Regime ihres Herkunftslandes ablehnend oder kritisch gegenüberstehen, sowie ihre Familienangehörigen, Menschen aus ihrem Umfeld und ihren Unterstützungsnetzen, einschließlich Personen, die keine durch Staatsangehörigkeit oder Nationalität bedingte Verbindung zum Täterstaat haben, darunter Politiker und Journalisten, die Gruppen unterstützen, die sich gegen Diktaturen zur Wehr setzen;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>243</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Überläufer, ehemalige Verbündete oder Insider des Regimes, Akademiker und Forscher, Studierende, Journalisten, Rechtsanwälte, Aktivisten, Menschenrechtsverteidiger, humanitäre Organisationen, deren Geldgeber, Vertreter der Wirtschaft, andere Personen, die als Gegner oder Kritiker des Regimes ihres Heimatlandes gelten, Mitglieder der Diaspora und deren Unterstützungsnetze sowie verbundene Personen und ihre Familienangehörige gerichtet ist, einschließlich Personen, die keine nationale Verbindung zu dem Täterstaat haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>244</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Überläufer, ehemalige Verbündete oder Insider des Regimes, Akademiker und Forscher, Studierende, Journalisten, Rechtsanwälte, Aktivisten, Menschenrechtsverteidiger, humanitäre Organisationen, deren Geldgeber, Vertreter der Wirtschaft und Mitglieder der Diaspora sowie deren Unterstützungsnetze sowie deren Angehörige und Familienangehörigen gerichtet ist; fordert die zuständigen Behörden nachdrücklich auf, das Machtgefälle zwischen potenziellen Opfern und Tätern von transnationaler Repression gebührend zu berücksichtigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>245</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Matjaž Nemec, Andreas Schieder, Nacho Sánchez Amor, Chloé Ridel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist; fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, Journalisten als eine Gruppe anzuerkennen, die besonders von transnationaler Repression betroffen ist, und im Exil lebende Journalisten als wichtige Verbündete bei der Aufdeckung, Dokumentation und Bekämpfung solcher Praktiken anzuerkennen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>246</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt besorgt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Journalisten, Akademiker, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger, Mitglieder von Diasporagemeinschaften und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist; ist zutiefst besorgt über den schrumpfenden zivilgesellschaftlichen Raum und die Unterdrückung von im Exil lebenden Personen, deren Stimmen bei der Dokumentation der Menschenrechtslage und der Menschenrechtsverletzungen durch autoritäre Staaten eine zentrale Rolle spielen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>247</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, ethnische und religiöse Minderheiten, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist; betont, dass die Zielgruppe von kürzlich angekommenen Flüchtlingen und Einwanderern bis hin zu Personen der zweiten und dritten Generation reicht, die die Staatsbürgerschaft des Aufnahmestaates besitzen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>248</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger sowie andere Personen, die als Gegner oder Kritiker des Regimes ihres Heimatlandes gelten, und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen, einschließlich Personen, die keine Verbindung zu dem Täterstaat haben, gerichtet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>249</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Hinweisgeber, ehemalige Regierungsbeamte, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger, Aktivisten im Exil oder in Diasporagemeinschaften, ethnische und religiöse Minderheiten und ihre Unterstützungsnetze sowie Familienangehörigen gerichtet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>250</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger, Sportler, Konvertierte und Religionsführer, Gewerkschaftsmitglieder und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>251</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Miriam Lexmann</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger, Vertreter von Minderheiten oder religiösen Gruppen und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>252</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nacho Sánchez Amor, Marta Temido, Matjaž Nemec, Chloé Ridel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und zivilgesellschaftliche Organisationen und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>253</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen staatliche und lokale Behörden, Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>254</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dan Barna, Lucia Yar, Petras Auštrevičius, Marjan Šarec, Nathalie Loiseau, Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;
	4.	stellt fest, dass transnationale Repression unter anderem gegen Dissidenten, politische Gegner, Akademiker, Journalisten, Blogger, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und ihre Unterstützungsnetze sowie ihre Familienangehörigen gerichtet ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>255</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	4a.	betont, dass unabhängige Journalisten, auch solche, die im Exil leben, zu den Hauptzielen transnationaler Repression gehören; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Mechanismen für ihren Schutz, einschließlich des digitalen, rechtlichen und physischen Schutzes, zu stärken und dafür zu sorgen, dass Bedrohungen, Einschüchterungen und Angriffe rasch und wirksam untersucht werden;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>256</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	4a.	stellt fest, dass transnationale Repression über die Diaspora hinausgeht und sich zunehmend gegen Organisationen und Personen richtet, die Opfer verteidigen und unterstützen, darunter Aktivisten, politische Akteure, Wissenschaftler, Ärzte, Journalisten, Rechtsanwälte und Teams von Rechtsexperten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>257</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Einleitung</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	5.	betont, dass transnationale Repression viele verschiedene Taktiken umfasst, darunter
	5.	betont, dass transnationale Repression viele verschiedene Taktiken umfasst, darunter 1) physische transnationale Repression, wie gezielte Tötungen, Entführungen, Gewalt, Zwangsrückführungen, Verschleppungen und Abschiebungen; 2) Rechts- und Verwaltungsmissbrauch, einschließlich des Missbrauchs konsularischer Dienste, von Auslieferungs- und Rechtshilfeverfahren, Strafverfahren in Abwesenheit, des Missbrauchs internationaler Meldesysteme oder des eingeschränkten Zugangs zu Bank- und Finanzdienstleistungen; 3) nicht-physische Zwangsmaßnahmen wie digitale Überwachung, Einschüchterung, finanzielle Repression, Erpressung, Schikane von Angehörigen und Zwang durch Vertreter, unter anderem durch diplomatische oder konsularische Vertretungen, Netze der organisierten Kriminalität, private Akteure oder mit dem Staat verbundene und ihm nahestehende Einrichtungen, die im Ausland tätig sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>258</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Einleitung</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	5.	betont, dass transnationale Repression viele verschiedene Taktiken umfasst, darunter
	5.	betont, dass transnationale Repression viele verschiedene Taktiken umfasst, darunter

	
	der Missbrauch, die zu weit gefasste Auslegung oder die Instrumentalisierung von Rahmen zur Terrorismusbekämpfung, von Terroristenlisten und von nationalen Sicherheitsgesetzen, die Muster von transnationaler Repression begünstigen oder verschleiern können; gibt zu bedenken, dass der übermäßige oder politisierte Gebrauch des Begriffs „Terrorismus“ die Gefahr birgt, rechtliche Schwellenwerte zu senken, grenzüberschreitende Maßnahmen gegen Aktivisten, Akteure der Zivilgesellschaft und Diasporagemeinschaften zu ermöglichen sowie Grundrechte, Verfahrensgarantien und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu untergraben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>259</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Einleitung</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	5.	betont, dass transnationale Repression viele verschiedene Taktiken umfasst, darunter
	5.	betont, dass transnationale Repression viele verschiedene Formen von Zwangsmaßnahmen umfasst, darunter körperliche Gewalt, Einschüchterung, Überwachung, digitale Belästigung, Missbrauch rechtlicher Rahmenbedingungen, Missbrauch von Spähsoftware, das Einfrieren von Vermögenswerten und Drohungen gegen Familienangehörige;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>260</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Einleitung</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	5.	betont, dass transnationale Repression viele verschiedene Taktiken umfasst, darunter
	5.	betont, dass transnationale Repression viele verschiedene Taktiken umfasst, darunter unter anderem


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>261</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 1</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	1)	physische transnationale Repression,
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>262</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 1</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	1)	physische transnationale Repression,
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>263</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 1</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	1)	physische transnationale Repression,
	1)	physische transnationale Repression, darunter Übergriffe, Mordanschläge, Entführungen, erzwungene Verschleppungen, Entführungen, physische Überwachung und Angriffe auf Eigentum,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>264</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2)	Rechtsmissbrauch und verwaltungsrechtlicher Missbrauch,
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>265</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2)	Rechtsmissbrauch und verwaltungsrechtlicher Missbrauch,
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>266</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nacho Sánchez Amor, Marta Temido, Matjaž Nemec, Chloé Ridel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2)	Rechtsmissbrauch und verwaltungsrechtlicher Missbrauch,
	2)	Rechtsmissbrauch und verwaltungsrechtlicher Missbrauch, einschließlich des Missbrauchs konsularischer Dienste, von Auslieferungs- und Rechtshilfeverfahren, von Strafverfahren in Abwesenheit, des Missbrauchs internationaler Meldesysteme, von Systemen zur Erteilung von Reisegenehmigungen sowie von Verhaltens- und Transaktionsdaten, und Kontosperrungen aufgrund der Nichteinhaltung von Vorschriften sowie die Einschränkung des Zugangs zu Bank- und Finanzdienstleistungen,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>267</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2)	Rechtsmissbrauch und verwaltungsrechtlicher Missbrauch,
	2)	Rechtsmissbrauch und verwaltungsrechtlicher Missbrauch, beispielsweise unbegründete Strafanzeigen, selektive Strafverfolgung, die Verweigerung von Genehmigungen, Lizenzen oder Zulassungen ohne triftigen Grund oder willkürliche Bußgelder oder Strafen,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>268</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Nummer 2 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	2a)	digitale und cybergestützte transnationale Repression, z. B. der Einsatz von Spähsoftware oder Hacking,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>269</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Nummer 2 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	2a)	Repression im digitalen Umfeld;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>270</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Nummer 2 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	2a)	digitale transnationale Repression,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>271</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3)	nicht physische Methoden der Nötigung;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>272</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3)	nicht physische Methoden der Nötigung;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>273</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3)	nicht physische Methoden der Nötigung;
	3)	nicht physische Methoden der Nötigung wie Drohungen, Einschüchterung oder Angstmacherei;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>274</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3)	nicht physische Methoden der Nötigung;
	3)	nicht physische Methoden der Nötigung, einschließlich der Beeinträchtigung der physischen Gesundheit;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>275</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Absatz 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	3)	nicht physische Methoden der Nötigung;
	3)	nicht physische Methoden der Nötigung wie finanzieller Druck;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>276</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 – Nummer 3 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	3a)	betont, dass die Mitgliedstaaten derzeit in unterschiedlichem Maße von transnationaler Repression betroffen sind und sich hinsichtlich des Bewusstseins, der institutionellen Vorsorge und der Schutzmechanismen auf unterschiedlichem Niveau befinden; betont jedoch, dass transnationale Repression angesichts der Tatsache, dass die Täter grenzüberschreitend agieren und Unterschiede zwischen den nationalen Systemen ausnutzen, nicht wirksam durch isolierte nationale Maßnahmen bekämpft werden kann und daher die Mitwirkung und Bereitschaft aller Mitgliedstaaten im Rahmen einer koordinierten EU-Strategie erforderlich sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>277</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5a.	betont besorgt, dass die russische Regierung im Ausland äußerst aggressive Maßnahmen transnationaler Repression durchführt, darunter insbesondere Kampagnen, bei denen Mord als Mittel eingesetzt wird, um ehemalige Insider und andere Personen zu treffen, die als Bedrohung für die Sicherheit des Regimes angesehen werden; hebt hervor, dass der Kreml seinen Einfluss auf wichtige kulturelle Einrichtungen im Ausland aufrechterhält, um die russische Diaspora zu beeinflussen und zu überwachen, und damit vielfältige Formen transnationaler Repression ermöglicht, darunter Überwachung, Einschüchterung, Schikane von Dissidenten, Manipulation von Gemeinschaftsstrukturen sowie Druck auf Einzelpersonen und deren Familien;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>278</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5a.	verurteilt aufs Schärfste die wiederholten und systematischen Maßnahmen transnationaler Repression der russischen Behörden, insbesondere die Vergiftung, Ermordung und Unterdrückung von im Exil lebenden Dissidenten; weist insbesondere auf die Vergiftungen von Sergei und Julija Skripal und die Ermordung von Alexander Litwinenko auf britischem Boden sowie auf die Ermordung des tschetschenischen Kommandeurs Selimchan Changoschwili in Deutschland hin;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>279</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5a.	ist der Ansicht, dass die zunehmende transnationale Repression eine Bedrohung für die Demokratie darstellt; fordert die Kommission auf, den Mitgliedstaaten Leitlinien und Empfehlungen zum Schutz im Exil lebender gefährdeter Gruppen zur Verfügung zu stellen; fordert die Kommission auf, die Einrichtung eines Mechanismus für die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit im Bereich transnationale Repression auf europäischer Ebene in Erwägung zu ziehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>280</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5a.	betont ferner, dass das Arsenal an Taktiken und Instrumenten, die für die transnationale Repression eingesetzt werden, ständig wächst;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>281</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5a.	betont, dass das Spektrum an Strategien und Instrumenten im Bereich transnationale Repression ständig erweitert wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>282</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5b.	stellt mit Besorgnis fest, dass die Russische Föderation spezielle Instrumente zur transnationalen Repression entwickelt hat und systematisch einsetzt, darunter den strategischen Missbrauch internationaler Mechanismen der rechtlichen Zusammenarbeit beispielsweise des Ausschreibungs- und Durchgabesystems von Interpol; betont, dass der Kreml wiederholt bewiesen hat, dass er in der Lage ist, diese Instrumente als kostengünstige Mittel zur Schikane, zur Einschränkung der Bewegungsfreiheit und zur Inhaftierung politischer Gegner und im Exil im Ausland lebender Personen einzusetzen; betont ferner, dass auf Russland ein unverhältnismäßig hoher Anteil der weltweiten öffentlichen von Interpol herausgegebenen roten Ausschreibungen entfällt, der weit über der vergleichbaren Nutzung durch andere Staaten hinausgeht1a; betont, dass dieses Muster eine bewusste staatliche Strategie widerspiegelt, Repression über technische, rechtliche und bürokratische Kanäle hinaus über die eigenen Grenzen hinweg auszuweiten, zusätzlich zu verdeckten oder gewalttätigen Methoden; betont, dass die Europäische Union daher ebenso spezialisierte Abwehrinstrumente entwickeln muss, um den Missbrauch internationaler Rechtsrahmen für politisch motivierte Zwecke aufzudecken, zu verhindern und ihm entgegenzuwirken; fordert die Einrichtung von Prüfmechanismen auf EU-Ebene, koordinierte rechtliche Schutzvorkehrungen und verbesserte Transparenzstandards, um politische Dissidenten und Asylsuchende vor politisch motivierten Vorladungen und Auslieferungsversuchen durch autoritäre Regime zu schützen;

	
	_________________

	
	1a https://freedomhouse.org/report/transnational-repression/russia; https://www.occrp.org/en/news/repressive-states-misuse-interpol-red-notices-to-pursue-political-targets-report.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>283</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5b.	verurteilt aufs Schärfste die von der Kommunistischen Partei Chinas gegen Dissidenten, Uiguren, Tibeter, Falun-Gong-Anhänger, Demokratieaktivisten in Hongkong und andere Menschenrechtsverteidiger begangenen Maßnahmen transnationaler Repression; verurteilt insbesondere die sogenannten „Polizeistationen im Ausland“, die China in einer Reihe von EU-Ländern und weltweit eingerichtet hat; hebt hervor, dass es das Ziel Chinas ist, die im Ausland lebende Opposition zum Schweigen zu bringen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>284</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5c.	betont, dass die Russische Föderation seit der Auflösung der Sowjetunion ihren staatlichen Einfluss auf im Ausland tätige offizielle kulturelle und religiöse Institutionen, darunter die russisch-orthodoxe Kirche, russischsprachige Medien und staatlich verbundene Kulturorganisationen, schrittweise wieder ausgeweitet hat; verweist insbesondere auf die Wiedervereinigung der Russisch-Orthodoxen Kirche mit der Russisch-Orthodoxen Kirche im Ausland im Jahr 2006 sowie auf die Gründung von Rossotrudnichestvo (Föderale Agentur für Angelegenheiten der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, der im Ausland lebenden Landsleute und für internationale humanitäre Zusammenarbeit) im Jahr 2008, deren Aufgabe es ist, die Zusammenarbeit mit russischsprachigen Gemeinschaften im Ausland zu koordinieren; betont ferner, dass diese Strukturen Teil eines umfassenderen staatlichen Ökosystems sind, das in der Lage ist, Diskurse zu beeinflussen, Einflussnetzwerke zu pflegen und Diasporagemeinschaften außerhalb des Hoheitsgebiets der Russischen Föderation zu überwachen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>285</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5c.	verurteilt aufs Schärfste die Maßnahmen transnationaler Repression der Islamischen Republik Iran in den EU-Mitgliedstaaten; stellt fest, dass der Rat im Juli 2025 Sanktionen gegen Einzelpersonen und ein organisiertes kriminelles Netzwerk verhängt hat, das mit dem iranischen Ministeriums für Geheimdienst und Sicherheit in Verbindung steht, wegen außergerichtlicher Tötungen und des Verschwindens von Dissidenten im Ausland, einschließlich auf dem Hoheitsgebiet der EU; verweist auf die gemeinsame Erklärung vom 31. Juli 2025, in der 14 westliche Regierungen Mordanschläge, Entführungen und Einschüchterungsversuche verurteilten, die von iranischen Geheimdiensten und deren Vertretern auf europäischem Boden verübt wurden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>286</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5d.	ist zutiefst besorgt darüber, dass Gewalttaten und Einschüchterungsversuche, die mit der Führung der Republik Tschetschenien in Verbindung stehen, über die Grenzen der Russischen Föderation hinausreichen und Mitglieder der tschetschenischen Diaspora im Exil betreffen; stellt fest, dass die Ermordung des ehemaligen Militärkommandanten Sulim Jamadajew in Dubai und des ehemaligen Leibwächters Umar Israilow in Österreich im Jahr 2009 ein Muster erkennen ließen, wonach Personen, die aus Tschetschenien geflohen waren und dessen Führung öffentlich kritisiert hatten, im Ausland ins Visier genommen wurden; betont ferner, dass die darauf folgenden Morde und Anschläge auf tschetschenische Dissidenten in Drittländern, darunter in der Türkei, in Deutschland, Frankreich, Schweden und Österreich, verdeutlichen, dass im Exil lebende Kritiker und Personen, die mit ausländischen Behörden zusammenarbeiten, einem anhaltenden Risiko ausgesetzt sind; betont, dass investigative Berichterstattung und gerichtliche Feststellungen auf Verbindungen zwischen bestimmten Tätern und russischen staatlichen Sicherheitsstrukturen hindeuten, was darauf schließen lässt, dass für solche Aktivitäten möglicherweise logistische Unterstützung, Koordination oder stillschweigende Duldung erforderlich sind, die über einzelne regionale Akteure hinausgehen2a;

	
	_________________

	
	2a https://www.bellingcat.com/news/uk-and-europe/2020/02/17/v-like-vympel-fsbs-secretive-department-v-behind-assassination-of-zelimkhan-khangoshvili/.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>287</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5d.	verurteilt aufs Schärfste die anhaltende Unterdrückung durch das Lukaschenko-Regime in Belarus, die sich zunehmend gegen im Ausland lebende belarussische Staatsangehörige richtet und strafrechtliche Verfolgung, Vermögensbeschlagnahmungen sowie andere Zwangsmaßnahmen umfasst, um abweichende Meinungen zum Schweigen zu bringen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>288</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 e (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5e.	stellt besorgt fest, dass die Russische Föderation zunehmend auf bilaterale Abkommen über die Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden mit Drittländern zurückgreift, um Auslieferungsersuchen gegen ihre Staatsangehörigen im Ausland zu erleichtern; stellt ferner fest, dass die Generalstaatsanwaltschaft der Russischen Föderation Kooperationsvereinbarungen mit Partnern in mehr als 80 Ländern unterhält, wobei die Auslieferung einen wesentlichen Bestandteil dieser Zusammenarbeit bildet; betont, dass dies Ausdruck einer bewussten Strategie ist, multilaterale Schutzmaßnahmen nach Möglichkeit zu umgehen, indem alternative rechtliche Wege durch willige Rechtsordnungen geschaffen werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>289</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 e (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5e.	verurteilt aufs Schärfste die Überwachung und transnationale Repression von Vertretern der Opposition durch die türkischen Behörden, insbesondere von kurdischen Aktivisten oder Personen, die als Anhänger der Gülen-Bewegung bezeichnet werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>290</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 f (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	5f.	verurteilt aufs Schärfste die Beteiligung Saudi-Arabiens an transnationaler Repression; erinnert insbesondere an die Ermordung des Journalisten Jamal Khashoggi am 2. Oktober 2018 in Istanbul;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>291</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	fordert die Kommission und den EAD auf, EU-Mechanismen für die Erhebung von Daten, die Überwachung und die Berichterstattung über transnationale Repression einzurichten, die Vorfälle innerhalb der EU und weltweit abdecken und es den Mitgliedstaaten, den EU-Institutionen, Organisationen der Zivilgesellschaft sowie betroffenen Einzelpersonen oder Gruppen ermöglichen, Beiträge zu leisten und den die Kommission und die Mitgliedstaaten nutzen können, um ihre Strategien zur Bekämpfung von transnationaler Repression zu entwickeln, weiterzuentwickeln und zu bewerten; betont, dass hohe Datenschutzstandards, gemeinsame Methoden sowie die systematische Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Auswirkungen und sich überschneidender Risikofaktoren, einschließlich solcher, die auf der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion, der sexuellen Orientierung, dem Migrationsstatus und sozioökonomischer Prekarität beruhen, erforderlich sind; betont, dass sichergestellt werden muss, dass die Datenerhebung das berufliche oder private Leben der Personen, die von transnationaler Repression betroffen sind, nicht beeinträchtigt; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>292</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	fordert die Kommission und den EAD auf, einen EU-Mechanismen für die Erhebung von Daten, die Überwachung und die Berichterstattung über transnationale Repression einzurichten, der Vorfälle innerhalb der EU und weltweit abdeckt und es den Mitgliedstaaten, den EU-Institutionen, Organisationen der Zivilgesellschaft sowie betroffenen Einzelpersonen oder Gruppen ermöglicht, Beiträge zu leisten und den die Kommission und die Mitgliedstaaten nutzen können, um ihre Strategien zur Bekämpfung von transnationaler Repression zu entwickeln, weiterzuentwickeln und zu bewerten; betont, dass hohe Datenschutzstandards, gemeinsame Methoden sowie die systematische Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Auswirkungen und sich überschneidender Risikofaktoren erforderlich sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>293</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	bekräftigt, dass in erster Linie die Mitgliedstaaten für die Erfassung und Untersuchung von Vorfällen transnationaler Repression auf ihrem Hoheitsgebiet zuständig sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen des nationalen Rechts einschlägige Informationen zu erheben und gegebenenfalls streng anonymisierte und aggregierte Informationen auf freiwilliger Basis auszutauschen, ohne eine zentralisierte Datenbank oder einen Überwachungsmechanismus auf Unionsebene einzurichten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>294</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten, der an das kanadische Beispiel von Aufsichtsgremien und Registern zur Überwachung ausländischer Einmischung anknüpft; fordert, sicherzustellen, dass gleichgesinnte Partner Zugang zu diesen Daten erhalten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>295</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten; fordert, dass dieser Mechanismus in die laufenden Arbeiten zur Einrichtung des Zentrums für demokratische Resilienz einbezogen wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>296</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, in Zusammenarbeit mit den zuständigen EU-Einrichtungen, einschließlich Europol, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten, der auch eine gezielte Bedrohungsanalyse umfasst;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>297</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, mit den Mitgliedstaaten und Organisationen wie Europol und Interpol bei der Erhebung von Daten über transnationale Repression, der Überwachung von Fällen transnationaler Repression und der Berichterstattung darüber zusammenzuarbeiten;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>298</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	spricht sich gegen die Schaffung neuer Verwaltungsstrukturen auf EU-Ebene in diesem Bereich aus und betont, dass wirksame Maßnahmen weiterhin im Rahmen der bestehenden nationalen Strukturen verbleiben sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>299</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	6.	fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) auf, einen EU-Mechanismus für die Erhebung von Daten über transnationale Repression, die Überwachung von Fällen transnationaler Repression und die Berichterstattung darüber einzurichten;
	6.	fordert eine stärkere Koordinierung sowie eine verbesserte Erhebung von Daten, Überwachung und Berichterstattung unter den Mitgliedstaaten im Bereich transnationaler Repression;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>300</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	6a.	fordert die Einrichtung europäischer Unterstützungsmechanismen für unabhängige Diaspora-Medien, unter anderem durch transparente Finanzierungsprogramme und den Zugang zu Prozesskostenhilfe, um missbräuchliche Klagen („SLAPP-Klagen“) abzuwehren;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>301</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	6a.	bekräftigt seine Forderung, einen EU-Rechtsrahmen für die Einstufung von Staaten als dem Terrorismus Vorschub leistende Staaten zu erarbeiten; fordert den Rat nachdrücklich auf, staatliche Akteure, die an transnationaler Repression beteiligt sind, beispielsweise Russland, in die Unionsliste der dem Terrorismus Vorschub leistenden Staaten aufzunehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>302</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>303</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt;
	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt; fordert eine bessere Koordinierung zwischen der Zivilgesellschaft und den Strafverfolgungsbehörden, um solche repressiven Maßnahmen zu verhindern, aufzudecken und letztendlich ein Ende zu setzen; fordert insbesondere eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, um die Reaktionen auf solche Maßnahmen zu koordinieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>304</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt;
	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt; regt eine bessere Zusammenarbeit zwischen der Zivilgesellschaft und den Organen der EU sowie den Mitgliedstaaten an, und zwar durch eine länderübergreifende Plattform der Zivilgesellschaft zur Bekämpfung der transnationalen Repression auf EU-Ebene, um Ressourcen und Informationen zu bündeln;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>305</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt;
	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt, und bekräftigt, dass Zivilgesellschaft, Journalisten, Hinweisgeber und andere Personen unterstützt werden müssen, die Mechanismen und Fälle von transnationaler Repression aufdecken und dabei oft persönliche Risiken eingehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>306</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt;
	7.	stellt fest, dass Organisationen der Zivilgesellschaft die wichtige Aufgabe zukommt, die verborgensten Formen transnationaler Repression zu dokumentieren, das Bewusstsein für dieses Phänomen zu schärfen und die Opfer zu unterstützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>307</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt;
	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt; fordert die Mitgliedstaaten auf, diese wichtige Tätigkeit zu unterstützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>308</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die der Zivilgesellschaft bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommt;
	7.	hebt die wichtige Aufgabe hervor, die politischen Dissidenten bei der Dokumentation der verborgensten Formen transnationaler Repression zukommen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>309</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden;
	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; betont, dass Opfer möglicherweise Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige befürchten, aufgrund von Erfahrungen in autoritären Systemen kein Vertrauen in die Behörden haben, mit Sprachbarrieren oder einem unsicheren Rechtsstatus konfrontiert sind oder negative Folgen für Asyl- oder Aufenthaltsverfahren befürchten; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird, die mehrsprachig sind und sich klar von der Einwanderungskontrolle abgrenzen sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden; betont, dass bei solchen Mechanismen kulturelle Besonderheiten und geschlechtsspezifische Aspekte berücksichtigt werden müssen und dass sie den spezifischen Risiken Rechnung tragen müssen, denen Angehörige ethnischer und religiöser Minderheiten, LGBTIQ+-Personen sowie Personen mit unsicherem Aufenthaltsstatus ausgesetzt sind; betont, dass strukturierte, vertrauliche Rückmeldungen von Opfern und betroffenen Gemeinschaften in alle Schutz- und Meldemechanismen integriert werden müssen, wobei strenge Schutzmaßnahmen gegen Vergeltungsmaßnahmen und solide Datenschutzgarantien gewährleistet sein müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>310</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden;
	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; betont, dass Personen, die von transnationaler Repression betroffen sind, möglicherweise Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige befürchten, aufgrund von Erfahrungen in autoritären Kontexten kein Vertrauen in die Behörden haben, mit sprachlichen Barrieren oder einem prekären Rechtsstatus konfrontiert sind oder negative Folgen für Asyl- oder Aufenthaltsverfahren befürchten; fordert daher, dass schutz- und rechtebasierte barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird, die mehrsprachig sind und sich klar von der Einwanderungskontrolle abgrenzen sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden; betont, dass strukturierte, vertrauliche Rückmeldungen von betroffenen Personen und Gemeinschaften in alle Schutz- und Meldemechanismen integriert werden müssen, wobei strenge Schutzmaßnahmen gegen Vergeltungsmaßnahmen und solide Datenschutzgarantien gewährleistet sein müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>311</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jan Farský</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden;
	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; betont, dass der Zugang zu solchen Daten auf ausdrücklich benannte und geschulte Behörden und Einrichtungen beschränkt sein muss und dass wirksame Schutzmaßnahmen vorhanden sein müssen, um unbefugten Zugriff, den Missbrauch von Informationen und die sekundäre Viktimisierung der Betroffenen zu verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>312</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden;
	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, von bestehenden Strukturen Gebrauch zu machen, um klare, zugängliche und vertrauliche Meldeverfahren sicherzustellen, die im nationalen Recht festgelegt sind, und auf diese Weise die Schaffung paralleler Mechanismen zu vermeiden, die nicht klar geregelt sind;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>313</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden;
	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, einen engen Austausch mit den Diasporagruppen zu pflegen, die am stärksten von transnationaler Repression betroffen sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>314</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden;
	8.	betont, dass es strukturelle Ursachen hat, dass Fälle transnationaler Repression oft nicht gemeldet werden; unterstreicht, wie wichtig es ist, genaue Daten zu Fällen von transnationaler Repression zu erheben; fordert daher, dass barrierefreie Meldekanäle eingerichtet werden, bei denen den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird sowie die Vertraulichkeit und die Sicherheit der Opfer gewahrt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>315</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	8a.	betont, dass die Zivilgesellschaft eine wesentliche Rolle bei der Dokumentation der verborgensten Formen von transnationaler Repression – einschließlich digitaler Überwachung, finanzieller Repression und behördlicher Schikanen – spielt und dass die Zivilgesellschaft oft besser in der Lage ist, mit den Betroffenen in Kontakt zu treten und die Auswirkungen auf Gemeinschaftsebene zu dokumentieren; hebt hervor, dass die derzeitige Datenerhebung zu transnationaler Repression nach wie vor hauptsächlich auf nichtstaatlichen Quellen beruht, von denen viele mit erheblichen finanziellen Engpässen zu kämpfen haben, was den dringenden Bedarf an Überwachungsmechanismen auf der Ebene der Mitgliedstaaten und der EU noch verstärkt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>316</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	8b.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass strafbare und nicht strafbare Handlungen, die einen Bezug zu transnationaler Repression aufweisen, in der gesamten Europäischen Union einheitlich als solche erfasst werden, und dass die zuständigen Behörden in der Lage sind, den Aspekt der transnationalen Repression zu erkennen, auch wenn das Verhalten unterhalb der Strafbarkeitsschwelle liegt, aber zu Einschüchterung, Nötigung oder Überwachung beiträgt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>317</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;
	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, entschlossen auf konkrete Fälle zu reagieren und für zwischenstaatliche Zusammenarbeit zu sorgen; spricht sich dafür aus, dass die Mitgliedstaaten für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten, in denen es um das Verständnis des komplexen und dualen Charakters transnationaler Repression, der Notwendigkeit eines koordinierten Ansatzes zur Bekämpfung dieses Phänomens und des ständig wachsenden und unerschöpflichen Katalogs der in diesem Zusammenhang verwendeten Instrumente geht, und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>318</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;
	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, den Strafverfolgungs-, Justiz-, Finanz-, Cybersicherheits-, Einwanderungs- und Asylbehörden spezielle Schulungen zur Erkennung von und zum Umgang mit transnationaler Repression anzubieten und für betroffene Personen und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle, leicht zugängliche Meldewege und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten; fordert die Mitgliedstaaten auf, die betroffenen Gemeinschaften in die Ausarbeitung und Durchführung dieser Schulungen einzubeziehen; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>319</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;
	9.	weist erneut darauf hin, dass die Durchführung von speziellen Schulungen für die zuständigen Behörden sowie die Einrichtung spezieller Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>320</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;
	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, verstärkt Schulungen für die zuständigen Behörden anzubieten und im Rahmen der bereits bestehenden Strukturen operative Kontaktstellen zu benennen, die für die Bearbeitung von Fällen der transnationalen Repression zuständig sind, ohne neue Verwaltungsstrukturen zu schaffen;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>321</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;
	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle in verschiedenen Sprachen und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>322</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;
	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer, Hinweisgeber und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>323</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	9.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer und Organisationen der Zivilgesellschaft spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;
	9.	legt den Mitgliedstaaten nahe, für die zuständigen Stellen spezielle Schulungen anzubieten und für Opfer spezielle Meldekanäle und Mechanismen zur raschen Reaktion bei Vorfällen einzurichten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>324</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thijs Reuten, Marta Temido</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	9a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kapazitäten vor Ort zu stärken, indem sie Wissen, Überwachungsmechanismen und Strategien zur Bekämpfung von transnationaler Repression ins Leben rufen, sowie einen regelmäßigen Austausch zwischen den lokalen Behörden und zwischen den Mitgliedstaaten einzurichten, um Erfahrungen, Trends, bewährte Verfahren und gewonnene Erkenntnisse auszutauschen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>325</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern;
	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, das den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren ermöglicht; fordert die Mitgliedstaaten auf, der Kommission systematisch über die Entwicklungen auf nationaler Ebene Bericht zu erstatten und ihre nationalen Maßnahmen besser aufeinander abzustimmen, um der grenzüberschreitenden Dimension der transnationalen Repression wirksamer zu begegnen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>326</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern;
	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern; fordert, dass diese Anlaufstellen regelmäßig zu Sitzungen des Zentrums für demokratische Resilienz eingeladen werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>327</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern;
	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern sowie die Anlaufstellen in den EU-Delegationen zu stärken, um Fälle von transnationaler Repression zu begleiten und zur Sprache zu bringen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>328</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern;
	10.	fordert die Kommission auf, eine Bewertung der bestehenden Kooperationsmechanismen vorzunehmen, bevor sie die Einrichtung eines neuen Netzes nationaler Kontaktstellen vorschlägt, und die Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und Rechtsgrundlage einer solchen Initiative nachzuweisen;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>329</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern;
	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, und zwar in einer Weise, bei der die personenbezogenen Daten der Opfer nicht auf Unionsebene verarbeitet werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>330</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern;
	10.	legt der Kommission und den Mitgliedstaaten nahe, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>331</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	10.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ein Netz nationaler Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten, um den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zu erleichtern;
	10.	fordert die Mitgliedstaaten auf, nationale Anlaufstellen für das Thema transnationale Repression einzurichten und den regelmäßigen Austausch von Erfahrungen und über bewährte Verfahren zwischen ihnen zu erleichtern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>332</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	10a.	bedauert das Vorgehen der Regierungen von Belarus und Russlands, die gegen führende Vertreter der demokratischen Opposition und andere kritische Stimmen sowie deren Familienangehörige vorgehen, die gezwungen waren, in EU-Mitgliedstaaten Zuflucht zu suchen; fordert die EU-Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, dem Beispiel Litauens zu folgen und dem IStGH Fälle bezüglich der Lage in Belarus und den Nachbarländern vorzulegen, wobei betont wird, dass die transnationale Repression des Lukaschenko-Regimes ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen könnte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>333</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen;
	entfällt


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>334</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>335</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>336</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>337</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen;
	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen, der als zentrale Anlaufstelle für nationale Behörden, die Vorbereitungsgremien des Rates, die Kommission, den EAD sowie andere EU-Institutionen, internationale Organisationen und Akteure der Zivilgesellschaft fungieren soll; betont, dass der Koordinator zur Entwicklung einer übergreifenden EU-Strategie für transnationale Repression beitragen, deren Umsetzung und Bewertung sicherstellen, den Austausch bewährter Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten fördern, politische Empfehlungen vorlegen und vorrangige Handlungsbereiche vorschlagen sowie dem Parlament regelmäßig über neue Herausforderungen und erzielte Fortschritte Bericht erstatten sollte; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>338</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen;
	11.	fordert die Hohe Vertreterin und den EAD auf, die Koordinierung im Rahmen der bestehenden außenpolitischen Instrumente der EU zu verstärken, um transnationaler Repression wirksamer entgegenzuwirken, unter anderem durch eine verstärkte Präsenz der EU in Drittländern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>339</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen;
	11.	fordert den Rat auf, einen Koordinator für die Bekämpfung transnationaler Repression zu ernennen; ist der Ansicht, dass dieser Koordinator in die Arbeit des Zentrums für demokratische Resilienz einbezogen werden sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>340</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	11a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, nationale Koordinierungsstellen für transnationale Repression einzurichten, die über ein klares Mandat sowie angemessene Ressourcen und Personalausstattung verfügen und deren Aufgabe darin besteht, die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden auf allen Ebenen zu koordinieren, einschließlich Strafverfolgungs-, Justiz-, Finanz-, Asyl- und Sozialbehörden sowie Nachrichtendiensten; betont, dass solche Anlaufstellen die Überwachung, den Opferschutz, die Prävention und die Reaktion auf Handlungen transnationaler Repression unterstützen und eine sorgfältige Prüfung ausländischer Ersuchen, einschließlich Auslieferungs- und Haftersuchen, sicherstellen sollten, um eine Mittäterschaft bei transnationaler Repression zu verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>341</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	11b.	fordert die Kommission und den EAD auf, jährlich einen öffentlichen Bericht über transnationale Repression mit Auswirkungen auf die EU zu veröffentlichen, in dem Trends, Muster und neu auftretende Risiken bewertet werden, einschließlich seltener Formen wie digitale Repression, finanzielle Nötigung, Einschränkungen der Mobilität und Nötigung durch Dritte, wobei die Vertraulichkeit, die Sicherheit der Opfer und der Datenschutz gewahrt bleiben müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>342</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 11 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	11c.	fordert die Kommission auf, das Mandat von Europol anzupassen, um der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, gegen transnationale Repression vorzugehen; fordert Europol auf, der engen Zusammenarbeit und dem Informationsaustausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung von transnationaler Repression Vorrang einzuräumen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>343</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	12.	fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit dem EAD einen EU-weit einheitlichen Ansatz festzulegen, um die Koordinierung und den Informationsaustausch sicherzustellen;
	12.	fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit dem EAD einen EU-weit einheitlichen Ansatz zur Bekämpfung von transnationaler Repression festzulegen, um die Koordinierung und den Informationsaustausch zwischen den Organen und Einrichtungen der EU, den Mitgliedstaaten, den nationalen Menschenrechtsinstitutionen der EU sowie den einschlägigen Interessengruppen, darunter Technologieunternehmen, Finanzinstitute und internationale Partner wie Interpol, sicherzustellen; betont, dass eine verstärkte dienststellenübergreifende Zusammenarbeit und ein strukturierter politischer Dialog erforderlich sind, um eine kohärente und wirksame Reaktion der EU sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>344</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	12.	fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit dem EAD einen EU-weit einheitlichen Ansatz festzulegen, um die Koordinierung und den Informationsaustausch sicherzustellen;
	12.	fordert eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den zuständigen nationalen Behörden, wobei ein Informationsaustausch sichergestellt werden muss, der notwendig, verhältnismäßig und streng begrenzt ist und bei dem die Grundsätze der begrenzten Einzelermächtigung, der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit uneingeschränkt gewahrt bleiben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>345</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	12.	fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit dem EAD einen EU-weit einheitlichen Ansatz festzulegen, um die Koordinierung und den Informationsaustausch sicherzustellen;
	12.	fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit dem EAD einen EU-weit einheitlichen Ansatz festzulegen, um die Koordinierung und den Informationsaustausch mit den Mitgliedern und Institutionen, die die demokratischen Werte der EU teilen, sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>346</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	12.	fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit dem EAD einen EU-weit einheitlichen Ansatz festzulegen, um die Koordinierung und den Informationsaustausch sicherzustellen;
	12.	fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit dem EAD einen EU-weit einheitlichen Ansatz festzulegen, um die Koordinierung und den Informationsaustausch sicherzustellen, um transnationale Repression in den EU-Mitgliedstaaten wirksamer zu bekämpfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>347</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	12.	fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit dem EAD einen EU-weit einheitlichen Ansatz festzulegen, um die Koordinierung und den Informationsaustausch sicherzustellen;
	12.	fordert die Kommission und den EAD auf, sich abzustimmen und Informationen auszutauschen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>348</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	12a.	ist der Ansicht, dass der beste Weg, dem zunehmenden Phänomen der transnationalen Repression durch autoritäre Regime gegen in der EU ansässige Personen entgegenzuwirken, darin besteht, zu zeigen, dass die EU eine abschreckende Kraft sein kann; fordert die EU daher nachdrücklich auf, ihre eigenen Verteidigungsfähigkeiten weiter auszubauen und Abhängigkeiten abzubauen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>349</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	12a.	verurteilt die transnationale Repression gegen Dissidenten, politische Gegner, Journalisten, Aktivisten, Sportler und andere und fordert nachdrücklich, einen umfassenden Rahmen zu schaffen, um der Fragmentierung der nationalen Maßnahmen entgegenzuwirken und einheitliche Strafen für Vertreter einzuführen, die an solchen Handlungen beteiligt sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>350</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	12b.	fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Polizeibehörden und Grenzschutzkräften durch Informationsaustausch und koordinierte Maßnahmen zu verstärken, um auf Fälle von transnationaler Repression in ihren Ländern zu reagieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>351</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	12c.	hebt hervor, dass Handlungen transnationaler Repression, die von autoritären Staaten innerhalb der EU begangen werden, bedeuten, dass Vertreter dieser Regime in der Lage sind, in das Hoheitsgebiet der EU einzureisen; ist daher der festen Überzeugung, dass eine bessere Kontrolle an den EU-Außengrenzen äußerst wichtig ist; fordert die EU daher nachdrücklich auf, ihre Unterstützung für die Grenzschutzbeamten der Mitgliedstaaten und für Agenturen wie Frontex durch eine Aufstockung der Finanzmittel, des Personals und der Ausrüstung weiter zu verstärken, um diese Personen schneller identifizieren und aufhalten zu können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>352</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	12d.	begrüßt das neue Migrations- und Asylpaket und die darin enthaltenen Rechtsvorschriften, da diese darauf abzielen, den Migrationsdruck auf die EU-Mitgliedstaaten zu verringern, ein besseres Überprüfungsverfahren zur Ermittlung derjenigen Personen bereitzustellen, die tatsächlich Schutz benötigen, und zudem Agenten autoritärer Staaten zu identifizieren, die Handlungen transnationaler Repression begehen könnten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>353</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 3</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Verbesserung des Schutzes und der Unterstützung von Personen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind
	(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>354</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	13.	fordert einen umfassenden, auf die Opfer ausgerichteten Ansatz für den Umgang mit transnationaler Repression;
	13.	fordert einen umfassenden, auf die Opfer ausgerichteten Ansatz für den Umgang mit transnationaler Repression, der unmittelbare und langfristige Schutzmaßnahmen sowie maßgeschneiderte Unterstützung für besonders gefährdete Personen – darunter Frauen, LGBTIQ+-Personen, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und andere betroffene Gruppen – kombiniert;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>355</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	13.	fordert einen umfassenden, auf die Opfer ausgerichteten Ansatz für den Umgang mit transnationaler Repression;
	13.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass Personen, die sich rechtmäßig in der EU aufhalten, wirksam vor Einschüchterung, Gewalt und Nötigung durch ausländische Akteure oder deren Vertreter geschützt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>356</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	13.	fordert einen umfassenden, auf die Opfer ausgerichteten Ansatz für den Umgang mit transnationaler Repression;
	13.	fordert einen umfassenden Ansatz für den Umgang mit transnationaler Repression;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>357</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thijs Reuten</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13a.	fordert die Mitgliedstaaten und ihre zuständigen Behörden auf, einen Rahmen mit Mindeststandards für den Schutz von Personen zu schaffen, die Ziel von transnationaler Repression sind, und dabei ein Mindestmaß an Lagebewusstsein und Reaktionsfähigkeit innerhalb der zuständigen Behörden sowie den Zugang zu speziellen Meldemechanismen und direkten Anlaufstellen sicherzustellen und den zuständigen Behörden gegebenenfalls die Möglichkeit zu geben, den von transnationaler Repression betroffenen Bürgerinnen und Bürgern eine Form von zusätzlichem Schutz zu gewähren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>358</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13a.	betont, dass ein solcher Schutzrahmen über das gesamte Spektrum des Schutzes hinweg greifen muss, einschließlich Frühwarnung, Soforthilfe, Stabilisierung, Integration, Rechenschaftspflicht und Abschreckung;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>359</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13b.	fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, bestehende Schutzlücken zu schließen, indem die bestehenden Schutzmechanismen gestärkt und ein kohärenter und zugänglicher Rahmen für den Schutz von Opfern von transnationaler Repression geschaffen wird, einschließlich eines sicheren und zeitnahen Zugangs zu Visa und Asylverfahren, eines dauerhaften Aufenthaltsstatus, legaler Wege zu einem langfristigen Aufenthalt, des Zugangs zu Wohnraum, Gesundheitsversorgung, Bildung, Bank- und Sozialdienstleistungen sowie rechtlicher und finanzieller Unterstützung, psychosoziale Unterstützung, Sprachkurse und gegebenenfalls Kinderbetreuung sowie Schutz vor Sicherheitsrisiken, die sich aus fehlenden oder abgelaufenen Reisedokumenten ergeben; betont, dass eine Abhängigkeit von kurzfristigen oder unsicheren Rechtsstatus vermieden werden muss, da diese die Anfälligkeit für Zwang, Einschüchterung und administrativen Druck erhöhen; betont, dass in bestimmten Fällen von transnationaler Repression, in denen dies erforderlich ist, eine sichere Umsiedlung innerhalb der EU ermöglicht werden muss;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>360</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thijs Reuten, Marta Temido</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13b.	fordert die Einrichtung eines speziellen Meldekanals in Form einer nationalen Anlaufstelle in jedem Mitgliedstaat, über die Einzelpersonen vertrauensvoll und sicher über ihre Erfahrungen berichten können; betont, dass Meldungen, die über diese Kanäle eingehen, zu einer zeitnahen Bewertung und gegebenenfalls zu konkreten Maßnahmen der zuständigen Behörden führen müssen, etwa zur Untersuchung von Vorfällen und zur Ermittlung von Mustern oder Verbindungen zu ausländischen Geheimdienstmitarbeitern oder Agenten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>361</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 14</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, psychosoziale Schäden als integrales Merkmal transnationaler Repression einzustufen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>362</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 14</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, psychosoziale Schäden als integrales Merkmal transnationaler Repression einzustufen;
	14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, psychosoziale Schäden als integrales Merkmal transnationaler Repression einzustufen und den Zugang zu mehrsprachiger, geschlechtergerechter psychologischer Betreuung, bei der den erlittenen Traumata Rechnung getragen wird, sicherzustellen, unter anderem durch eine frühzeitige Risikobewertung und die Einleitung ganzheitlicher Schutzmaßnahmen, sobald glaubwürdige Anzeichen für eine Gefährdung festgestellt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>363</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 14</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, psychosoziale Schäden als integrales Merkmal transnationaler Repression einzustufen;
	14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, psychosoziale Schäden als integrales Merkmal transnationaler Repression einzustufen; hebt die schwerwiegenden psychologischen, sozialen und sicherheitspolitischen Folgen transnationaler Repression für die Opfer und ihre Familien sowie deren abschreckende Wirkung auf die demokratische Teilhabe und die Meinungsfreiheit hervor;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>364</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 14</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, psychosoziale Schäden als integrales Merkmal transnationaler Repression einzustufen;
	14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, psychosoziale Schäden als integrales Merkmal transnationaler Repression einzustufen; weist in diesem Zusammenhang auf die Folgen und die psychische Belastung hin, die SLAPP-Klagen für Journalisten oder rechtlicher Druck für Akademiker mit sich bringen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>365</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln als eine Form transnationaler Repression einzustufen und für Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen zu sorgen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>366</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln als eine Form transnationaler Repression einzustufen und für Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen zu sorgen;
	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln, einschließlich der von Unternehmen angestrengten Verfahren, um Druck auszuüben, Menschenrechtsverteidiger einzuschüchtern oder deren Ressourcen und Moral zu zermürben, als eine Form transnationaler Repression einzustufen und dafür zu sorgen, dass Opfer von transnationaler Repression Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen haben, einschließlich Entschädigung und Erstattung der Rechtskosten, die durch missbräuchliche oder schikanöse Verfahren entstanden sind, sowie die Durchsetzung solcher Zuerkennungen zu verstärken; betont, dass solche Abhilfemaßnahmen gegebenenfalls auch die weiterreichenden beruflichen, finanziellen und sozialen Folgen transnationaler Repression umfassen sollten, darunter Einkommensverluste, erzwungene Umsiedlungen und Hindernisse bei der beruflichen Wiedereingliederung[2]; 

	
	[2] Menschenrechtsrat. Human rights defenders and new and emerging technologies: protecting human rights defenders, including women human rights defenders, in the digital age. Resolution 58/23 vom 4. April 2025. UN Doc. A/HRC/RES/58/23.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>367</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nacho Sánchez Amor, Marta Temido, Matjaž Nemec, Chloé Ridel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln als eine Form transnationaler Repression einzustufen und für Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen zu sorgen;
	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln, einschließlich missbräuchlicher Verfahren und Zermürbungstaktiken in Prozessen, die von autoritären Staaten oder deren Vertretern finanziert werden, als eine Form transnationaler Repression einzustufen und für Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen zu sorgen; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, den missbräuchlichen Einsatz von Justiz- oder Strafverfolgungsmechanismen durch den Täterstaat oder staatlich verbundene Akteure zu überwachen; fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, zu prüfen, ob sie als Voraussetzung für die Einreichung weiterer Rechtshilfeersuchen oder Ersuchen um Informationsaustausch von den missbräuchlich handelnden Akteuren verlangen können, das Opfer vollständig zu entschädigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>368</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln als eine Form transnationaler Repression einzustufen und für Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen zu sorgen;
	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln als eine Form transnationaler Repression einzustufen und dafür zu sorgen, dass Opfer von transnationaler Repression Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen haben, einschließlich Entschädigung und Erstattung von Prozesskosten, die durch missbräuchliche oder schikanöse Verfahren entstanden sind, sowie die Durchsetzung solcher Zuerkennungen zu verstärken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>369</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln als eine Form transnationaler Repression einzustufen und für Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen zu sorgen;
	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln als eine Form transnationaler Repression einzustufen und für Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen zu sorgen; begrüßt in diesem Zusammenhang die EU-Richtlinie zur Bekämpfung von SLAPP-Klagen; ist der Ansicht, dass ähnliche Maßnahmen ergriffen werden sollten, um die akademische Freiheit vor äußerem Druck zu schützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>370</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	15.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Kriegsführung mit juristischen Mitteln als eine Form transnationaler Repression einzustufen und für Zugang zu wirksamen, angemessenen und durchsetzbaren Rechtsbehelfen zu sorgen;
	15.	stellt fest, dass die Kriegsführung mit juristischen Mitteln generell als eine Form transnationaler Repression eingestuft werden kann und dass den Opfern dementsprechend wirksame, angemessene und durchsetzbare Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>371</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	15a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, den Zugang zu speziellem juristischem Beistand für Opfer transnationaler Repression sicherzustellen, auch in Fällen, in denen Auslieferungsersuchen, Interpol-Ausschreibungen, finanzielle Beschränkungen, SLAPP-Klagen, Schikanen und Anträge auf Zugang zu verhaltensbezogenen Daten betroffen sind, sowie eine Liste von Staaten, die transnationale Repression ermöglichen, für ein System der Aussetzung/Nichtanerkennung festzulegen, unter der Bedingung, dass keine rechtlichen und gerichtsähnlichen Anträge, die von dem Staat, der die transnationale Repression betreibt, und dessen Vertreterstrukturen stammen, anerkannt, vollstreckt oder verfahrensrechtlich unterstützt werden (einschließlich Rechtshilfe), bis die Unabhängigkeit des Justizsystems in diesem Staat wiederhergestellt ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>372</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	15b.	fordert die Mitgliedstaaten auf, gezielte Unterstützung zu leisten, damit Personen, gegen die sich transnationale Repression richtet, ihre beruflichen und zivilgesellschaftlichen Aktivitäten fortsetzen können, darunter Journalisten, Forscher, Künstler, Menschenrechtsverteidiger und deren Geldgeber, unter anderem durch einen frühzeitigen Zugang zum Arbeitsmarkt, die Anerkennung beruflicher Qualifikationen, den Abbau von auf der Staatsangehörigkeit beruhenden Hindernissen bei der Registrierung von Vereinigungen oder der Fortsetzung zivilgesellschaftlicher Aktivitäten sowie einen diskriminierungsfreien Zugang zu EU-Finanzmitteln, und einen wirksamen und zeitnahen Schutz für diejenigen zu sicherzustellen, die sich dafür entscheiden, Missstände öffentlich zu dokumentieren oder darüber zu berichten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>373</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten;
	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten; fordert einen umfassenden, auf die Opfer ausgerichteten und intersektionalen Ansatz für transnationale Repression, in dem unmittelbare und langfristige Schutzmaßnahmen sowie maßgeschneiderte Unterstützung für besonders gefährdete Personengruppen, darunter Frauen, LGBTIQ+-Personen, ethnische und religiöse Minderheiten, Menschen mit Behinderungen, Personen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, Journalisten, Rechtsanwälte, Menschenrechtsverteidiger und andere betroffene Gruppen, kombiniert werden; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>374</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten;
	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression am stärksten ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten, um sowohl eine sichere Meldung von Vorfällen zu ermöglichen als auch das Verständnis für sich wandelnde Muster transnationaler Repression zu verbessern, einschließlich Verhaltensweisen, die noch nicht den Straftatbestand erfüllen; fordert in diesem Zusammenhang die Einrichtung von Strukturen zur Zusammenarbeit mit den Gemeinden, Frühwarnsysteme und geeignete Schutzmaßnahmen, einschließlich Sicherheitsplanung, Notumsiedlung oder gegebenenfalls Personenschutz;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>375</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten;
	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften und Institutionen aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten; fordert eine Stärkung von Europol und Eurojust, um die Bekämpfung transnationaler Repression in den Mitgliedstaaten zu verbessern und einen besseren Informationsaustausch sicherzustellen, unter anderem durch spezielle Schulungen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>376</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten;
	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, dauerhafte Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten; fordert die zuständigen Behörden auf, unter Nutzung bestehender Strukturen klare und verantwortungsvolle institutionelle Mechanismen für die Kommunikation mit den betroffenen Gemeinschaften zu entwickeln;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>377</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
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<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten;
	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten; stellt fest, dass digitale Kanäle eine starke Ende-zu-Ende-Verschlüsselung umfassen sollten, um das Risiko von Abhör- oder Überwachungsmaßnahmen so gering wie möglich zu halten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>378</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten;
	16.	fordert die nationalen Behörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten, um die Erkennung und Meldung zu verbessern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>379</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Gemeinschaften aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten;
	16.	fordert die Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden auf, nachhaltige Kontakte zu Personen aufzubauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und vertrauenswürdige Kanäle für die Kommunikation mit ihnen einzurichten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>380</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	16a.	stellt fest, dass es der EU nicht gelungen ist, den Journalisten Julian Assange, der Informationen von Hinweisgebern veröffentlichte, vor transnationaler Repression zu schützen; fordert eine Änderung der Richtlinie über den Schutz von Hinweisgebern, um den Quellenschutz für Journalisten zu stärken und sowohl Hinweisgebern als auch Journalisten, die einer extraterritorialen Strafverfolgung ausgesetzt sind, einen unmittelbaren Schutzstatus, Garantien der Nichtzurückweisung und Entschädigungen zu gewähren; fordert die Mitgliedstaaten auf, Journalisten wie Julian Assange, die Informationen von Hinweisgebern veröffentlichen, sowie den Hinweisgebern selbst, wenn sie mit einer Strafverfolgung im Zusammenhang mit transnationaler Repression konfrontiert sind, automatischen Rechtsschutz, beschleunigte Asylverfahren und den Status eines sicheren Hafens zu gewähren; fordert die Kommission nachdrücklich auf, Auslieferungsersuchen der USA und des Vereinigten Königreichs, bei denen es um den Schutz journalistischer Quellen geht, systematisch als Ausdruck transnationaler Repression anzufechten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>381</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	16a.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, leicht zugängliche und sichere Meldemechanismen einzurichten, bei denen die Privatsphäre der Nutzer geachtet und geschützt wird, damit von transnationaler Repression betroffene Personen, die im Exil oder in Diasporagemeinschaften leben, bei den zuständigen Regierungsbehörden Bedenken hinsichtlich der digitalen länderübergreifenden Unterdrückung äußern können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>382</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	16a.	fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, betroffene Einzelpersonen und Gemeinschaften als wichtige Ersthelfer anzuerkennen und zu unterstützen, unter anderem durch Konsultationen, den Schutz von Führungspersönlichkeiten der Gemeinschaften sowie die nachhaltige Förderung von gemeinschaftsbasierten Initiativen zur Überwachung, Dokumentation und gegenseitigen Unterstützung;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>383</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>384</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>385</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;
	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, einschließlich jener, die aufgrund familiärer Zwänge oder der Verweigerung konsularischer Unterstützung unter wirtschaftlicher Abhängigkeit, Rechtsunsicherheit oder geschlechtsspezifischer Gewalt leiden, und den Zugang zu sicheren Meldemöglichkeiten und wirksamen Rechtsbehelfen sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>386</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;
	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen und LGBTIQ+-Gemeinschaften zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten ferner auf, die Sicherheit der Familien der von transnationaler Repression betroffenen Personen, insbesondere der Kinder, zu verbessern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>387</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;
	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, auf die Opfer ausgerichtete und bedarfsgerechte Schutzmaßnahmen für Personen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, und dabei allen Opfern, einschließlich derjenigen, die besonders schutzbedürftig sind, gleichen Schutz und gleiche Unterstützung zu gewährleisten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>388</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;
	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass Schutzmaßnahmen im Einklang mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union in nichtdiskriminierender Weise auf alle Personen angewendet werden, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>389</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;
	17.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die Schutzmaßnahmen für Frauen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind, ihren spezifischen Bedürfnissen und Lebensumständen angemessen sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>390</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, geschlechtersensible Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;
	17.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Schutzmaßnahmen für Frauen zu ergreifen, die transnationaler Repression ausgesetzt sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>391</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 18</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	18.	fordert den EAD auf, den Aktionsplan der EU für Menschenrechte und Demokratie und die EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern zu aktualisieren und darin ausdrücklich auch auf transnationale Repression einzugehen;
	18.	fordert den EAD auf, den Aktionsplan der EU für Menschenrechte und Demokratie und die EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern zu aktualisieren und darin ausdrücklich auch auf transnationale Repression einzugehen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, insbesondere Schutzvorkehrungen zu treffen, um den Missbrauch von EU-weiten und nationalen Instrumenten zur Terrorismusbekämpfung sowie von Finanz- und Verwaltungsinstrumenten in einer Weise zu verhindern, die zu transnationaler Repression beitragen könnte, unter anderem durch regelmäßige Folgenabschätzungen im Hinblick auf die Grundrechte, Mechanismen der gerichtlichen Kontrolle und unabhängige Überprüfungsverfahren; betont, dass im Namen der Sicherheit getroffene Maßnahmen nicht die Zwangsmaßnahmen reproduzieren dürfen, die für Staaten charakteristisch sind, von denen transnationale Repression ausgeht;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>392</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 18</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	18.	fordert den EAD auf, den Aktionsplan der EU für Menschenrechte und Demokratie und die EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern zu aktualisieren und darin ausdrücklich auch auf transnationale Repression einzugehen;
	18.	fordert den EAD auf, den Aktionsplan der EU für Menschenrechte und Demokratie und die EU-Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern zu aktualisieren und darin ausdrücklich auch auf transnationale Repression einzugehen, einschließlich des Schutzes und der Unterstützung von im Exil und in Diasporagemeinschaften lebenden Menschenrechtsverteidigern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>393</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 18 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	18a.	fordert das Parlament und den Rat auf, die Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex) zu ändern, um Bestimmungen einzuführen, wonach Personen, die von transnationaler Repression betroffen sind, weitere Aufenthaltsverlängerungen gewährt werden können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>394</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 18 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	18a.	fordert die Kommission auf, die EU-Strategie für die Zivilgesellschaft durch die Einrichtung eines speziellen EU-Mechanismus zur Prävention und Bekämpfung von transnationaler Repression in die Praxis umzusetzen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>395</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 18 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	18b.	fordert die Kommission und den EAD auf, die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft zu verstärken und eine angemessene und verlässliche Finanzierung sicherzustellen, unter anderem im Rahmen des Instruments „NDICI/Europa in der Welt“, des Programms „Bürgerinnen und Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte“ und „Horizont Europa“, um Menschenrechtsverteidiger bei der Dokumentation, der Opferhilfe, Frühwarnsystemen und digitalen Sicherheitsinstrumenten zu unterstützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>396</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 18 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	18c.	stellt fest, dass in einem EU-Mitgliedstaat festgestellte Schutzbedürfnisse unionsweit einheitlich und gegenseitig anerkannt werden müssen, wodurch Schutzlücken zwischen den Mitgliedstaaten vermieden werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>397</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Prävention und Bekämpfung spezifischer Formen transnationaler Repression
	(Betrifft nicht die deutsche Fassung.) 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>398</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 5 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	fordert, dass Personen, die sich an die Behörden gewandt haben, um glaubwürdige Fälle von transnationaler Repression zu melden, vor Abschiebung und Auslieferung geschützt werden, unter anderem indem ihnen geraten wird, Asyl zu beantragen oder andere Formen subsidiären Schutzes zu suchen, sofern sie dies noch nicht getan haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>399</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 5 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die Mechanismen zum Schutz von politischen Flüchtlingen und Menschenrechtsverteidigern, die von transnationaler Repression bedroht sind, zu verbessern, unter anderem durch die Bereitstellung sicherer Zufluchtsorte, fairer Asylverfahren und der Sicherstellung des Schutzes vor Zwangsabschiebung und rechtlichen Schikanen; drängt darauf, den Risiken und Ängsten von Flüchtlingen und Asylbewerbern besondere Aufmerksamkeit zu schenken; empfiehlt, die Familienzusammenführung von Asylbewerbern und Flüchtlingen, auch aus Ländern, die bekanntermaßen an transnationaler Repression beteiligt sind, zu erleichtern, und zwar angesichts des Risikos von Repressalien, denen Verwandte ausgesetzt sein können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>400</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	19.	fordert die Schaffung eines EU-Rahmens, um dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression Rechnung zu tragen;
	19.	fordert die Schaffung eines EU-Rahmens, um dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression Rechnung zu tragen; fordert, dass Maßnahmen ergriffen werden, um Menschenrechtsverteidiger vor transnationaler Repression zu schützen, einschließlich der Bereitstellung rechtlicher und politischer Unterstützung für diejenigen, die von Vergeltungsmaßnahmen außerhalb ihrer Heimatländer bedroht sind, und fordert, dass sichergestellt wird, dass Mechanismen der internationalen rechtlichen Zusammenarbeit nicht missbraucht werden, um diese Menschen ins Visier zu nehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>401</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	19.	fordert die Schaffung eines EU-Rahmens, um dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression Rechnung zu tragen;
	19.	fordert die Schaffung eines EU-Rahmens, der dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression Rechnung trägt, einschließlich Überwachung, Zwangsmaßnahmen, Übergriffe und versuchter Entführungen, um sicherzustellen, dass solche Handlungen systematisch aufgedeckt, untersucht und als staatlich motivierte Repression und nicht als vereinzelte Straftaten behandelt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>402</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	19.	fordert die Schaffung eines EU-Rahmens, um dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression Rechnung zu tragen;
	19.	fordert eine verstärkte operative Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, um dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression zu begegnen, unter anderem durch bestehende Instrumente und Kanäle, ohne neue zentralisierte Strukturen auf Unionsebene zu schaffen und unter uneingeschränkter Wahrung der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten im Bereich der inneren Sicherheit;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>403</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	19.	fordert die Schaffung eines EU-Rahmens, um dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression Rechnung zu tragen;
	19.	fordert, dass die Zusammenarbeit auf EU-Ebene bei der Bekämpfung der physischen transnationalen Repression unter Achtung der in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten verbessert wird;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>404</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	19.	fordert die Schaffung eines EU-Rahmens, um dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression Rechnung zu tragen;
	19.	erachtet es als wichtig, dem grenzüberschreitenden Charakter physischer transnationaler Repression Rechnung zu tragen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>405</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	19a.	Psychologische transnationale Repression


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>406</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	19b.	fordert die EU auf, einen umfassenden EU-Rahmen zu schaffen, um den grenzüberschreitenden Charakter psychologischer transnationaler Repression wirksam zu verhindern, zu überwachen und zu bekämpfen, einschließlich ihrer Auswirkungen auf die von transnationaler Repression betroffenen Personen und deren Familien. fordert die EU nachdrücklich auf, die schwerwiegenden und dauerhaften psychologischen Folgen transnationaler Repression für die psychische Gesundheit, das Wohlbefinden, das Sicherheitsgefühl, die psychische Integrität, die sozialen Beziehungen sowie die Fähigkeit der Betroffenen, sich weiterhin öffentlich und bürgerschaftlich zu engagieren, anzuerkennen und darauf zu reagieren, da diese oft zu langfristigen Traumata, Isolation und Ausgrenzung führen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>407</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	19a.	bekräftigt, dass digitale Plattformen von Staaten, die transnationale Repression ausüben, als Instrument genutzt werden, und fordert die Kommission auf, die Rechtsvorschriften im Digitalbereich konsequent umzusetzen, um Personen zu schützen, die online Ziel transnationaler Repression sind; stellt fest, dass Hass- und Verleumdungskampagnen, einschließlich illegaler Inhalte, gegen Einzelpersonen oder Institutionen ein Element transnationaler Repression sein können; stellt fest, dass Technologieunternehmen die Verantwortung tragen, den Missbrauch ihrer digitalen Dienste zu repressiven Zwecken zu verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>408</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	19a.	betont, dass die EU an autoritäre Regime grenzt, die im digitalen Zeitalter immer ausgefeiltere Fähigkeiten zur Durchführung von transnationaler Repression entwickeln, darunter Online-Überwachung, Hacking, Einschüchterung über digitale Kommunikationskanäle, Desinformation und Anstiftung zum Hass gegen Dissidenten in den Ländern ihres Wohnsitzes, was eine direkte Herausforderung für die Sicherheit und die Menschenrechte der Mitgliedstaaten darstellt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>409</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	19a.	betont, dass in der EU brutalste Formen transnationaler Repression wie Morde und Entführungen angewandt werden, die von feindseligen Regimen, insbesondere von Russland und Iran, in Auftrag gegeben werden, wodurch die Souveränität der Mitgliedstaaten unmittelbar verletzt und die Sicherheit der Bürger direkt beeinträchtigt wird;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>410</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	19b.	weist darauf hin, dass die Russische Föderation gegen politische Gegner, die sich im Ausland aufhalten, ein breites Spektrum an brutalen Instrumenten für transnationale Repression einsetzt, unter anderem Überwachung, Einschüchterung, Entführungsversuche und Mord; betont, dass Flüchtlinge und Dissidenten aus Tschetschenien dabei besonders im Fokus stehen und es seit Jahren in europäischen Staaten zu gegen sie gerichteten Gewalttaten und Morden an ihnen kommt; weist darauf hin, dass der tschetschenische Befehlshaber Zelimkhan Khangoshvili 2019 in Berlin ermordet wurde und dass die deutschen Ermittlungsbehörden festgestellt haben, dass der Täter Verbindungen zu den russischen Sicherheitsdiensten hatte; weist darauf hin, dass dieser Fall Teil eines umfassenderen Handlungsmusters ist, das Angriffe auf politische Gegner, ehemalige Kombattanten und tschetschenische Unabhängigkeitsaktivisten beinhaltet, die in Europa Zuflucht gefunden haben; stellt ferner fest, dass zu den russischen repressiven Operationen im Ausland auch Aufsehen erregende Angriffe und Mordversuche unter Verwendung verbotener chemischer oder radiologischer Stoffe gehören, wie die Ermordung von Alexander Litwinenko in London im Jahr 2006 und der versuchte Giftanschlag auf Sergei Skripal im Jahr 2018, was die Bereitschaft der russischen Staatsorgane zeigt, extreme Maßnahmen gegen Gegner zu ergreifen, die sich im Hoheitsgebiet anderer Staaten aufhalten;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>411</NumAm>
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<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 19 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
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	19c.	weist darauf hin, dass das Regime von Aljaksandr Lukaschenka ein breites Spektrum an Instrumenten transnationaler Repression gegen belarussische Dissidenten, Journalisten und Aktivisten der Zivilgesellschaft, die sich im Ausland aufhalten, einsetzt, darunter Überwachung, Einschüchterung, Drohungen gegen Familienangehörige, die im Land geblieben sind, und Versuche, ihre Rückkehr zu erzwingen; betont, dass Maßnahmen dieser Art insbesondere seit der manipulierten Präsidentschaftswahl im Jahr 2020 zugenommen haben, als Tausende von Belarussen gezwungen wurden, politisches Exil in Ländern der Europäischen Union zu suchen, und auch seit 2022, als sich Belarussen entschlossen haben, die Ukraine bei ihrer Selbstverteidigung zu unterstützen, unter anderem durch die Gründung des Kastus-Kalinouski-Regiments; verurteilt den beispiellosen Akt staatlicher transnationaler Repression vom Mai 2021, als ein polnisches Flugzeug der zivilen Luftfahrt, das zwischen Mitgliedstaaten der EU unterwegs war, zur Landung in Minsk gezwungen wurde, damit Raman Pratassewitsch festgenommen werden konnte; betont, dass der Vorfall, bei dem ein Passagierflugzeug entführt wurde, eine terroristische Handlung war und ein extremes Beispiel für den Einsatz staatlicher Instrumente zur Verfolgung politischer Gegner im Ausland und einen schwerwiegenden Verstoß gegen die internationale Sicherheit der zivilen Luftfahrt darstellt; stellt ferner fest, dass die belarussischen Sicherheitsdienste und mit ihnen verbundenen Strukturen Aktivitäten verfolgen, die sich gegen Emigrantengemeinschaften richten, und die Versuche, Diaspora-Organisationen zu infiltrieren, Aufträge, körperliche Gewalt auszuüben, Einschüchterungskampagnen, auch in den sozialen Medien, politische Gerichtsverfahren in Abwesenheit und andere Formen von Druck umfassen, der auf die in Belarus verbliebene Familienangehörigen von Aktivisten ausgeübt wird, wodurch die sich in der EU aufhaltenden Belarussen eingeschüchtert werden und ihre politische Aktivität eingeschränkt wird;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>412</NumAm>
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<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression wie Zensur, Desinformation, Verleumdungskampagnen, Online-Belästigung und Einschüchterung, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen; fordert leicht zugängliche Meldemechanismen für Opfer sowie die Rechenschaftspflicht von Technologieunternehmen und anderen privaten Akteuren, sofern diese solche Praktiken begünstigen; betont, dass gezielte Sanktionen zu transnationaler Repression im digitalen Bereich führen können, wenn sie einen technologisch bedingten Ausschluss von grundlegenden Diensten (Zahlungsverkehr, Reiseplattformen, Kommunikation) zur Folge haben, der die legitime grenzüberschreitende Arbeit von Menschenrechtsverteidigern behindert oder erschwert;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>413</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
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</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression wie Zensur, Desinformation, Verleumdungskampagnen, Online-Belästigung und Einschüchterung, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen, die alle durch hyperpersonalisierte Algorithmen und Empfehlungssysteme ermöglicht werden; fordert leicht zugängliche Meldemechanismen für Betroffene sowie die Rechenschaftspflicht von Technologieunternehmen und anderen privaten Akteuren, sofern diese solche Praktiken begünstigen, und begrüßt die derzeitige Überprüfung der bestehenden Meldungs- und Maßnahmenmechanismen von Plattformen im Rahmen des Gesetzes über digitale Dienste durch die Kommission, um sicherzustellen, dass die Ausübung von Nutzerrechten einfach und effizient ist;
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</Amend>
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<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression anzuerkennen, zu verhindern und zu bekämpfen und dabei im Einklang mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union einen uneingeschränkten und gleichberechtigten Schutz aller betroffenen Personen sicherzustellen, ohne das Recht auf freie Meinungsäußerung und die Informationsfreiheit in irgendeiner Weise einzuschränken;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>415</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen; betont, dass die besondere Herausforderung im Zusammenhang mit der geschlechtsspezifischen digitalen transnationalen Repression und die besonderen Folgen dieser Art von Repression für Frauen, die von transnationaler Repression betroffen sind, anerkannt werden müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>416</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen, da digitale Technologien wesentliche Bestandteile des Instrumentariums extraterritorialer Zwangsmaßnahmen sind, darunter Überwachung, Hackerangriffe und Online-Belästigung;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>417</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen; weist darauf hin, dass Technologien wie künstliche Intelligenz und Spähsoftware auch im Zusammenhang mit transnationaler Repression eingesetzt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>418</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, unter anderem durch Maßnahmen zur Cybersicherheit, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>419</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
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<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>420</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
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<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>421</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;
	20.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression in all ihren Dimensionen als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>422</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	20a.	ist der Ansicht, dass „digitale transnationale Repression“ die Kriterien für eine Einstufung als Tätigkeit erfüllt, die negative Auswirkungen auf die „Grundrechte“ im Sinne des Gesetzes über digitale Dienste hat, insbesondere im Hinblick auf die Risikobewertungen gemäß dem Gesetz über digitale Dienste; fordert eine konsequente und strenge Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste, um sicherzustellen, dass Plattformen, insbesondere sehr große Online-Plattformen, wirksame Maßnahmen ergreifen, um Bedrohungen durch digitale transnationale Repression zu mindern und ihnen entgegenzuwirken; fordert die Kommission auf, bei den anstehenden Überarbeitungen ihrer Leitlinien in Bezug auf die Risikobewertung und Risikominderungsmaßnahmen für sehr große Online-Plattformen den Auswirkungen von transnationaler Repression besondere Aufmerksamkeit zu widmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>423</NumAm>
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</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
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	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	20a.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass durch Rechtsrahmen im Bereich Online-Inhalte, digitale Dienste oder Desinformation keine faktischen globalen Standards für die Meinungsäußerung gegenüber Akteuren außerhalb der Union auferlegt werden, und die potenziellen Auswirkungen von EU-Rechtsvorschriften auf die Meinungsfreiheit und die Souveränität in Drittländern zu bewerten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
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	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	20b.	stellt besorgt fest, dass der regulatorische Druck seitens der EU-Institutionen in einigen Fällen dazu geführt hat, dass die globalen Richtlinien zur Inhaltsmoderation geändert wurden, was sich auf die Meinungsäußerung innerhalb und außerhalb des Hoheitsgebiets der EU auswirkt; fordert die Kommission auf, diese Vorwürfe auf transparente Weise zu prüfen und sicherzustellen, dass die EU-Rechtsvorschriften weder die Meinungsfreiheit noch die Souveränität innerhalb der Union und in Drittländern untergraben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>425</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
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	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	20b.	fordert die Kommission und den EAD auf, grenzüberschreitende Maßnahmen der Zensur ausdrücklich als eine Form der transnationalen Repression zu behandeln, unter anderem durch die Ausarbeitung von Leitlinien zur Aufdeckung und Bekämpfung grenzüberschreitender Zensur, Einschüchterung und digitaler Unterdrückung von Diasporagruppen und Akteuren der Zivilgesellschaft innerhalb der EU sowie durch die Offenlegung und Verurteilung solcher Praktiken, wo dies angemessen ist;
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</Amend>
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	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	entfällt
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</Amend>
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	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>428</NumAm>
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</RepeatBlock-By>
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	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	entfällt
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<Article>Ziffer 21</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	entfällt
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	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	entfällt
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	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	21.	fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, digitale Formen transnationaler Repression wie Zensur, Desinformation, Verleumdungskampagnen, Online-Belästigung und Einschüchterung, einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Dimension, als solche einzustufen, zu unterbinden und zu bekämpfen; fordert leicht zugängliche Meldemechanismen für Opfer sowie die Rechenschaftspflicht von Technologieunternehmen und anderen privaten Akteuren, sofern diese solche Praktiken begünstigen; betont, dass gezielte Sanktionen zu digitaler transnationaler Repression führen können, wenn sie einen technologisch bedingten Ausschluss von grundlegenden Dienstleistungen (Zahlungsverkehr, Reiseplattformen, Kommunikation) zur Folge haben, der die legitime Arbeit von Menschenrechtsverteidigern über Grenzen hinweg behindert oder erschwert; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass Technologieunternehmen eine strenge und kontinuierliche Sorgfaltsprüfung im Bereich der Menschenrechte durchführen, um zu verhindern, dass ihre Plattformen, Instrumente oder Dienste dazu genutzt werden, digitale transnationale Repression zu erleichtern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>432</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	21.	fordert die konsequente und kohärente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste in einem Ausmaß, mit dem sich transnationale Repression im Internet eindämmen lässt, wobei das Recht auf freie Meinungsäußerung uneingeschränkt zu achten ist; betont, dass mit diesen Maßnahmen autoritäre Staaten daran gehindert werden sollten, Internetplattformen zu nutzen, um Mitglieder der Diaspora und Oppositionelle, die sich in der Europäischen Union aufhalten, einzuschüchtern, zu erpressen, zu schikanieren und zu überwachen, und diese gleichzeitig in die Lage versetzt werden sollten, ihre legalen öffentlichen, journalistischen oder staatsbürgerlichen Aktivitäten fortzusetzen, die häufig der Grund dafür waren, dass sie ins Exil gedrängt wurden und die nach wie vor das Hauptziel transnationaler Repression sind;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>433</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Miriam Lexmann</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	21.	fordert die konsequente und einheitliche Durchsetzung der einschlägigen EU-Rechtsvorschriften im Digitalbereich, unter anderem durch die Untersuchung der systemischen Risiken, die von Plattformen wie WeChat und TikTok ausgehen; betont, dass diese Plattformen zur Rechenschaft gezogen werden müssen, da sie ihren gesetzlichen Verpflichtungen nicht nachkommen und Risiken für die Grundrechte von in der EU ansässigen Personen nicht mindern, insbesondere im Hinblick auf die Nutzung dieser Apps für staatlich geförderte Überwachung, die Zensur politischer Äußerungen und die Erleichterung von transnationaler Repression gegen Diaspora-Gemeinschaften;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>434</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste, unter anderem durch die Untersuchung der systemischen Risiken, die von Plattformen wie WeChat und TikTok ausgehen; betont, dass diese Plattformen zur Rechenschaft gezogen werden müssen, da sie Risiken für die Grundrechte von in der EU ansässigen Personen nicht mindern, insbesondere im Hinblick auf die Nutzung dieser Apps für staatlich geförderte Überwachung, die Zensur politischer Äußerungen und die Erleichterung von transnationaler Repression gegen Diaspora-Gemeinschaften;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>435</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	21.	betont, dass die Meinungsfreiheit der Eckpfeiler einer demokratischen Gesellschaft ist; befürchtet, dass das Gesetz über digitale Dienste ein europaweites Zensursystem schaffen wird und dass die EU das Gesetz nutzt, um zu entscheiden, was in den sozialen Medien verbreitet werden darf und was nicht; ist der Ansicht, dass diese Entwicklung den legitimen demokratischen Diskurs beeinträchtigt und die freie Meinungsäußerung unterdrückt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>436</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jan Farský</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste, insbesondere hinsichtlich der Verpflichtung sehr großer Online-Plattformen, systemische Risiken im Zusammenhang mit digitaler transnationaler Repression, einschließlich koordinierter Belästigungskampagnen und algorithmischer Manipulation, zu erkennen, zu bewerten und zu mindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>437</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	21.	fordert eine konsequente, kohärente und verhältnismäßige Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste unter uneingeschränkter Achtung der Meinungsfreiheit, des Medienpluralismus und des Subsidiaritätsprinzips sowie die Verhinderung jeglicher Nutzung des Gesetzes über digitale Dienste als Instrument der politischen oder ideologischen Zensur;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>438</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	21.	fordert die konsequente Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste;
	21.	betont, dass transnationale Repression nicht dazu verwendet werden sollte, die Durchsetzung des Gesetzes über digitale Dienste über dessen festgelegten Anwendungsbereich hinaus zu rechtfertigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>439</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	21a.	nimmt mit Besorgnis die dokumentierten Fälle zur Kenntnis, in denen private Unternehmen hochentwickelte Spähsoftware und digitale Überwachungsinstrumente entwickeln und ausführen, darunter israelische Unternehmen wie die NSO Group, Entwicklerin der Spähsoftware „Pegasus“, deren Produkte gegen Journalisten, Menschenrechtsverteidiger, politische Gegner und Vertreter von Minderheiten eingesetzt wurden; fordert verschärfte Ausfuhrkontrollen, Verpflichtungen zur Überwachung nach dem Verkauf sowie die Aussetzung oder Kündigung von Verträgen, wenn ein erhebliches Risiko des Missbrauchs zur transnationalen Repression besteht; betont, dass die Mitgliedstaaten davon Abstand nehmen müssen, Überwachungs- oder Spähsoftware von Unternehmen zu beziehen, die glaubwürdig mit Menschenrechtsverletzungen in Verbindung gebracht werden, wenn die eindeutige Gefahr besteht, dass solche Instrumente zur Erleichterung transnationaler Repression eingesetzt werden könnten; weist erneut darauf hin, dass Entscheidungen im Bereich der öffentlichen Auftragsvergabe internationalen Menschenrechtsverpflichtungen entsprechen müssen und dass eine fortgesetzte Zusammenarbeit mit Unternehmen, die mit nachgewiesenen Menschenrechtsverletzungen in Verbindung stehen, die Gefahr birgt, zu solchen Praktiken beizutragen oder diese zu ermöglichen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>440</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Miriam Lexmann</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 21 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	21a.	bringt seine tiefe Besorgnis über den Einsatz künstlicher Intelligenz durch Drittstaaten und deren Vertreter als Instrument transnationaler Repression zum Ausdruck, unter anderem durch KI-gestützte digitale Überwachung, den Einsatz von Spähsoftware, Phishing- und Hacking-Angriffe, Doxxing, automatisierte Online-Belästigung sowie koordinierte Desinformationskampagnen in den sozialen Medien; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen der einschlägigen EU-Rechtsvorschriften ausdrücklich auf die Gefahren einer durch KI ermöglichten transnationalen Repression einzugehen, um eine konsequente Durchsetzung, strenge Ausfuhrkontrollen und Mechanismen zur Rechenschaftspflicht sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>441</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>442</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>443</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>444</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird;
	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird und dass Plattformen verpflichtet werden, solche Risiken zu bewerten und zu mindern; fordert die Kommission auf, dies bei der Ausarbeitung von Leitlinien zur Einhaltung des Gesetzes über digitale Dienste zu berücksichtigen; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>445</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird;
	22.	stellt fest, dass mit dem Gesetz über digitale Dienste das Problem der digitalen transnationalen Repression nicht wirksam angegangen wird; betont, dass das Gesetz über digitale Dienste grundlegend geändert und in seinem Umfang eingeschränkt werden muss, um die Meinungsfreiheit im Internet besser zu schützen; fordert entschlossene Maßnahmen, um Einzelpersonen besser vor digitaler transnationaler Repression zu schützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>446</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird;
	22.	betont, dass die Aufnahme der digitalen transnationalen Repression in die Kategorie der „systemischen Risiken“ nicht zu einer Einschränkung legaler Inhalte oder einer Einengung der demokratischen Debatte führen darf, und fordert solide Mechanismen für die gerichtliche Überprüfung sowie wirksame Rechtsbehelfe für die Nutzer;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>447</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird;
	22.	stellt fest, dass digitale Bedrohungen zu einem zentralen Bestandteil des Instrumentariums von Regierungen geworden sind, die transnationale Repression betreiben, da digitale Bedrohungen gegen im Exil lebende Oppositionelle die Kosten für extraterritoriale politische Kontrolle senken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>448</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird;
	22.	fordert, dass digitale transnationale Repression ausdrücklich in den Anwendungsbereich der „systemischen Risiken“ gemäß dem Gesetz über digitale Dienste aufgenommen wird und spezielle Meldekanäle für Diaspora-Gemeinschaften eingerichtet werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>449</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	22a.	betont, dass Internetplattformen und digitale Medien für Personen, die aufgrund politischer Verfolgung gezwungen waren, ihr Land zu verlassen, von entscheidender Bedeutung sind; stellt fest, dass diese Instrumente es ihnen ermöglichen, ihre journalistische, staatsbürgerliche und politische Tätigkeit, unter anderem zur Förderung der Menschenrechte, der Demokratie und des Rechts auf freie Meinungsäußerung, fortzusetzen und den Kontakt zu Gemeinschaften und Angehörigen in ihrem Herkunftsland aufrechtzuerhalten; betont, dass der digitale Raum ein wesentliches Element für die Wahrung des Informationsvielfalt und die Unterstützung der im Exil tätigen Zivilgesellschaft ist; ist der Ansicht, dass das Recht auf freie Meinungsäußerung besonders geschützt werden sollte;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>450</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	22a.	betont, dass bei Maßnahmen gegen technologiegestützte transnationale Repression die Meinungsfreiheit, die Privatsphäre und das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren uneingeschränkt gewahrt werden müssen; fordert Online-Diensteanbieter auf, vorbehaltlich einer gerichtlichen Anordnung und wirksamer Rechtsbehelfe mit den zuständigen nationalen Behörden zusammenzuarbeiten, um gegen rechtswidrige Belästigungen, Drohungen und Nötigungen vorzugehen, die mit ausländischen staatlichen Akteuren in Verbindung stehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>451</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter;
	23.	ist zutiefst besorgt darüber, dass Menschenrechtsverteidiger unrechtmäßiger oder willkürlicher Überwachung, unrechtmäßigen oder willkürlichen Eingriffen in ihre Privatsphäre, gezielter Überwachung der Kommunikation, Hacking – einschließlich staatlich geförderten Hackings – sowie allen Formen von Online-Gewalt und -Belästigung ausgesetzt sind[1]; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, für eine strenge Überwachung der Märkte für Spähsoftware, wirksame Mechanismen zur Rechenschaftspflicht und die Einstufung der unter Verstoß gegen das EU-Recht im Auftrag ausländischer Staaten erfolgenden unrechtmäßigen Datenerhebung als Straftat zu sorgen; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>452</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter;
	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter gegen Personen in der Union; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, für eine strenge Überwachung der Märkte für Spähsoftware und wirksame Mechanismen zur Rechenschaftspflicht zu sorgen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>453</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter;
	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter, da auf diese Weise gegen geltendes Recht verstoßen und die Souveränität der Mitgliedstaaten verletzt wird;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>454</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter;
	23.	betont, dass das Recht auf sichere und private Kommunikation grundlegend ist; verurteilt den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter aufs Schärfste;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>455</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter;
	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter, um Personen mit Wohnsitz in der Europäischen Union ins Visier zu nehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>456</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter;
	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>457</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch Drittstaaten und ihre Vertreter;
	23.	ist zutiefst besorgt über den Einsatz von Spähsoftware und Überwachungstechnologien durch repressive Regierungen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>458</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23a.	bringt seine tiefe Besorgnis über den Einsatz künstlicher Intelligenz durch Drittstaaten und deren Vertreter als Instrument transnationaler Repression zum Ausdruck, unter anderem durch KI-gestützte digitale Überwachung, den Einsatz von Spähsoftware, Phishing- und Hacking-Angriffe, Doxxing, automatisierte Online-Belästigung sowie koordinierte Desinformationskampagnen in den sozialen Medien; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen der einschlägigen EU-Rechtsvorschriften, darunter das Gesetz über digitale Dienste, die Verordnung über künstliche Intelligenz und die Verordnung über Güter mit doppeltem Verwendungszweck, ausdrücklich auf die Gefahren einer durch KI ermöglichten transnationalen Repression einzugehen, um eine konsequente Durchsetzung, strenge Ausfuhrkontrollen und Mechanismen zur Rechenschaftspflicht sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>459</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23a.	fordert die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf, die Empfehlungen des Untersuchungsausschuss zum Einsatz von Pegasus und ähnlicher Überwachungs- und Spähsoftware umzusetzen, die Schutzmaßnahmen gegen die Verbreitung und den Missbrauch von Spähsoftware zu verstärken und Mängel in den nationalen Rechtsvorschriften durch eine bessere Durchsetzung von Unionsrecht wie der Geldwäscherichtlinie, den Vergabevorschriften und der Verordnung über Güter mit doppeltem Verwendungszweck zu beheben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>460</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23a.	lehnt sicherheitsorientierte technologische Maßnahmen gegen digitale transnationale Repression ab, etwa eine wahllose Überwachung durch künstliche Intelligenz und eine erweiterte Haftung von Plattformen; räumt dem Datenschutz, dem Recht auf Verschlüsselung und der von der Zivilgesellschaft getragenen Überwachung Vorrang vor dem Ausbau staatlicher und unternehmerischer Überwachungsinfrastrukturen ein, die den Taktiken der Täter von transnationaler Repression entsprechen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>461</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23a.	stellt fest, dass Instrumente wie die Spähsoftware „Pegasus“ zur Überwachung von Aktivisten, Politikern und Journalisten eingesetzt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>462</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23b.	verweist auf den Bericht des PEGA-Untersuchungsausschusses des Parlaments, der Empfehlungen zur Bekämpfung der illegalen Nutzung von Spähsoftware, insbesondere von in die Privatsphäre eingreifender Spähsoftware, enthält; bedauert, dass die Kommission die Empfehlungen bis heute nicht berücksichtigt hat, obwohl die Probleme weiterhin bestehen; weist darauf hin, dass dadurch alle Bürgerinnen und Bürger der EU, insbesondere Akteure der Zivilgesellschaft, Journalisten, Akademiker, Menschenrechtsverteidiger, aber auch Institutionen, einem erheblichen Risiko ausgesetzt sind, vor allem durch Einflussnahme aus dem Ausland; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>463</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23b.	verurteilt die Rolle der AWS Sovereign Cloud als potenziellen Vektor für transnationale Repression, da sie von einer in den USA ansässigen Infrastruktur abhängig ist, die anfällig für Anfragen aus dem Ausland ist; fordert ein Verbot der Nutzung von AWS für sensible EU-Daten, einschließlich Daten zu Menschenrechtsverteidigern und Diasporagemeinschaften, sowie die Entwicklung einer souveränen öffentlichen EU-Cloud; bedauert dieses systemische Risiko für die digitale Souveränität der EU;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>464</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23b.	stellt fest, dass Regime Drohungen einsetzen oder bezahlte Aufträge anbieten, um Protestteilnehmer zu filmen oder Dissidenten auszuspähen, was sich unmittelbar auf die Ausübung von Grundrechten wie der Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit innerhalb der EU auswirkt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>465</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23c.	verweist auf die von UN-Sonderberichterstattern geäußerten Bedenken hinsichtlich des gemeldeten Einsatzes der Spähsoftware „Pegasus“ und „Candiru“ gegen politische Vertreter der katalanischen Minderheit und Akteure der Zivilgesellschaft im sogenannten „CatalanGate“-Fall; stellt fest, dass das Ausmaß und die Raffinesse der Überwachung sowie deren abschreckende Wirkung auf die Meinungs- und Versammlungsfreiheit sowie die Teilhabe von Minderheiten Anlass zur Sorge hinsichtlich Muster digitaler transnationaler Repression innerhalb der Union geben; betont, dass die Undurchsichtigkeit des Marktes für kommerzielle Spähsoftware eine wirksame Zuordnung und Rechenschaftspflicht behindert:


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>466</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23c.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass sehr große Online-Plattformen und Suchmaschinen eine auf Menschenrechten basierende Moderation von Inhalten anwenden; fordert diese Plattformen auf, Mechanismen zur raschen Reaktion für schutzbedürftige Personen einzurichten, darunter vorrangige Meldekanäle, eine zeitnahe Überprüfung durch Menschen, Schutzmaßnahmen gegen willkürliche Inhaltsentfernungen gemäß den Vorgaben des Gesetzes über digitale Dienste sowie wirksame Maßnahmen gegen Doxxing, Kontoübernahmen und koordinierte Online-Belästigung;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>467</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23d.	fordert die Kommission nachdrücklich auf, die Zertifizierungen im Rahmen des Datenschutzrahmens EU-USA für AWS angesichts der Risiken durch transnationale Repression, die sich aus einer übermäßigen Einhaltung der Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ergeben, zu widerrufen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, unabhängige Prüfungen aller kommerziellen staatlichen Clouds vorzuschreiben, um die Instrumentalisierung von Daten zu verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>468</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23d.	fordert das Büro für Künstliche Intelligenz der Kommission auf, die Auswirkungen künstlicher Intelligenz auf transnationale Repression weiter zu untersuchen und konkrete Schutzmaßnahmen vorzuschlagen, um den Missbrauch von KI-Systemen zu verhindern, durch den grenzüberschreitende Überwachung, Zwang oder Unterdrückung ermöglicht wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>469</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 23 e (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	23e.	verurteilt die Einmischung Israels in die Cybersicherheit und den Datenschutz der EU durch die Ausfuhr invasiver Instrumente in Hochrisikostaaten; fordert die Kommission nachdrücklich auf, NSO und vergleichbare Unternehmen in die globale Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte aufzunehmen und die EU-Finanzmittel sowie die Partnerschaften mit den betroffenen Einrichtungen einzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>470</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 24</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige von im Exil lebenden Personen als eine Form transnationaler Repression einzustufen sind;
	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige von im Exil lebenden Personen, unabhängig davon, ob diese innerhalb der EU oder in Drittländern stattfinden, als eigenständige und schwerwiegende Form transnationaler Repression einzustufen sind; fordert, dass auf Familien gerichtete Einschüchterungen, Inhaftierungen, die Beschlagnahmung von Eigentum, Reiseverbote und ähnliche Praktiken im Rahmen der Überwachungs-, Sanktions-, Asyl- und diplomatischen Maßnahmen der EU systematisch behandelt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>471</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 24</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige von im Exil lebenden Personen als eine Form transnationaler Repression einzustufen sind;
	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige von im Exil lebenden Personen als eine Form transnationaler Repression einzustufen sind, was sowohl gilt, wenn die Familienangehörigen in dem Land leben, das transnationale Repression ausübt, als auch wenn sie in Drittländern leben;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>472</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 24</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige von im Exil lebenden Personen als eine Form transnationaler Repression einzustufen sind;
	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige von im Exil lebenden Personen als eine Form transnationaler Repression einzustufen sind, auch wenn sich diese Familienangehörigen auf dem Hoheitsgebiet des Staates befinden, der die transnationale Repression begeht, oder auf dem Hoheitsgebiet eines Drittstaates;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>473</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 24</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige von im Exil lebenden Personen als eine Form transnationaler Repression einzustufen sind;
	24.	stellt fest, dass transnationale Repression auch Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige der betroffenen Personen umfassen kann;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>474</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 24</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige von im Exil lebenden Personen als eine Form transnationaler Repression einzustufen sind;
	24.	nimmt zur Kenntnis, dass Vergeltungsmaßnahmen gegen Familienangehörige oder Bekannte von im Exil lebenden Personen als eine Form transnationaler Repression einzustufen sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>475</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 24 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	24a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass Fälle von Zwang durch Dritte und familiärer Einschüchterung dokumentiert und behandelt werden, auch wenn die strafrechtliche Verfolgung durch Zuständigkeitsbeschränkungen eingeschränkt ist, und dass den betroffenen Personen angemessener Schutz und Unterstützung gewährt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>476</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 25</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	25.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Familienzusammenführungen und andere Schutzmaßnahmen zu nutzen, um das Risiko einer Nötigung mittels Stellvertretern zu verringern;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>477</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 25</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	25.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Familienzusammenführungen und andere Schutzmaßnahmen zu nutzen, um das Risiko einer Nötigung mittels Stellvertretern zu verringern;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>478</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 25</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	25.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Familienzusammenführungen und andere Schutzmaßnahmen zu nutzen, um das Risiko einer Nötigung mittels Stellvertretern zu verringern;
	25.	fordert die Mitgliedstaaten auf, von der Familienzusammenführung und anderen Schutzmaßnahmen Gebrauch zu machen, um das Risiko einer Nötigung mittels Stellvertretern zu verringern, und betont, dass die Familienzusammenführung eine der wirksamsten Schutzmaßnahmen gegen Druck ist, der über Angehörige auf Einzelpersonen ausgeübt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>479</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 25</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	25.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Familienzusammenführungen und andere Schutzmaßnahmen zu nutzen, um das Risiko einer Nötigung mittels Stellvertretern zu verringern;
	25.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Schutzmaßnahmen zu nutzen, um das Risiko einer Nötigung mittels Stellvertretern zu verringern, einschließlich der Familienzusammenführung, sofern dies als angemessen erachtet wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>480</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 25</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	25.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Familienzusammenführungen und andere Schutzmaßnahmen zu nutzen, um das Risiko einer Nötigung mittels Stellvertretern zu verringern;
	25.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Schutzmaßnahmen zu nutzen, um das Risiko einer Nötigung mittels Stellvertretern zu verringern;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>481</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 25 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	25a.	stellt besorgt fest, dass die Behörden des Regimes in zunehmendem Maße Abwesenheitsverfahren, Massenverfahren, Vermögensbeschlagnahmungen und die Einschüchterung von Angehörigen als Mittel der Unterdrückung gegen im Ausland lebende Dissidenten einsetzen, wodurch sie eine sichere Rückkehr verhindern, Eigentumsrechte einschränken und über die im Land verbliebenen Familienangehörigen indirekten Druck ausüben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>482</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Beseitigung von Strukturen, die transnationale Repression ermöglichen
	(Betrifft nicht die deutsche Fassung.) 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>483</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen;
	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, strukturelle Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen auf nationaler und EU-Ebene, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, einschließlich in den konsularischen Diensten, bei Visum- und Aufenthaltsverfahren, in der Finanzregulierung sowie bei der Datenverarbeitung, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen; fordert eine verstärkte Überprüfung der Verwaltungs- und Rechtsverfahren im Bereich Asyl und internationaler Schutz, da eine Abschiebung in ein Land, das transnationale Repression betreibt oder ermöglicht, für die Opfer potenziell tödliche Folgen haben kann;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>484</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen;
	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, strukturelle Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen auf nationaler und EU-Ebene, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, einschließlich in den konsularischen Diensten, bei Visum- und Aufenthaltsverfahren, in der Finanzregulierung sowie bei der Datenverarbeitung, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>485</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen;
	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen, wohl wissend, dass die Länder oft nicht ausreichend gerüstet sind, um die von transnationaler Repression betroffenen Menschen zu verstehen und zu unterstützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>486</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen;
	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten sowie Organisationen wie Interpol auf, Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>487</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	26.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen;
	26.	legt den Mitgliedstaaten nahe, Schwachstellen in Verwaltungs-, Rechts- und Finanzsystemen, die für transnationale Repression ausgenutzt werden können, zu ermitteln, zu bewerten und zu beseitigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>488</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	26a.	weist darauf hin, dass staatliche Akteure, die transnationale Repression anwenden, um abweichende Meinungen und Kritik jenseits der Grenzen ihres Landes zu unterdrücken, immer häufiger staatliche Institutionen und damit verbundene Strukturen instrumentalisieren und „bewaffnen“, um über sie Druck auf die Diaspora und Dissidenten auszuüben; hebt in diesem Zusammenhang die Tätigkeit von Strukturen wie der chinesischen Einheitsfrontabteilung (UFWD) hervor, die mehreren Analysen zufolge als Instrumente zur politischen Einflussnahme und Kontrolle über die Diaspora fungieren;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>489</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thijs Reuten, Marta Temido</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	26a.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die zuständigen Behörden gezielte Schulungen zu den Indikatoren und Formen von transnationaler Repression erhalten, damit sie mögliche Fälle frühzeitig erkennen können – wie beispielsweise den Missbrauch von roten Ausschreibungen, Haftbefehlen und mutmaßlichen Verbindungen zu Terroristen, um die Behörden der Mitgliedstaaten in die Irre zu führen – und rasch handeln können, um jegliche Art der Erleichterung oder des Auftretens von transnationaler Repression innerhalb der EU zu verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>490</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	26a.	betont, dass es zur Verhinderung einer unbeabsichtigten Mitwirkung der EU-Institutionen und der Mitgliedstaaten an der Finanzierung von transnationaler Repression erforderlich ist, risikobewusste Schutzmaßnahmen einzuführen, gegebenenfalls alternative Verfahren zu schaffen und die Aufsicht über rechtliche und finanzielle Infrastrukturen – einschließlich Programmen zur Erlangung einer Aufenthaltsgenehmigung durch Investitionen und Rahmenwerken zur Bekämpfung der Geldwäsche – zu verstärken, um deren Missbrauch durch Täter zu verhindern und die Rechenschaftspflicht sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>491</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	26a.	fordert Finanzinstitute auf, in Hochrisikokontexten eine verstärkte Sorgfaltspflicht im Bereich der Menschenrechte auszuüben, den potenziellen Missbrauch von Verfahren zur Einhaltung von Vorschriften zum Zwecke transnationaler Repression zu bewerten und sicherzustellen, dass eine übermäßige Einhaltung von Vorschriften nicht zu willkürlicher Sperrung von Bankkonten, zum Ausschluss von grundlegenden Finanzdienstleistungen oder zur indirekten Erleichterung transnationaler Repression führt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>492</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	26b.	weist darauf hin, dass die Volksrepublik China eine Vielzahl institutioneller Instrumente einsetzt, darunter diplomatische Vertretungen, Studierendenorganisationen und akademische Einrichtungen, um rechtswidrig Einfluss auf akademische Kreise im Ausland auszuüben und Studierende und Forscher chinesischer Herkunft zu überwachen und Druck auf sie auszuüben, was ebenfalls als transnationale Repression eingestuft werden sollte; betont, dass chinesische diplomatische Vertretungen Vereinigungen der Chinese Students and Scholars Association (CSSA) häufig Finanzmittel und Beratung zusichern, die in einigen Fällen mobilisiert werden, um auf Ereignisse, Vorträge oder Initiativen zu reagieren, die als im Widerspruch zur Linie der Kommunistischen Partei Chinas stehend wahrgenommen werden, und dies auch in Form von Versuchen erfolgt, akademische Debatten und Veranstaltungen zu Themen wie Menschenrechte, Tibet oder Taiwan zu stören; betont ferner, dass in den letzten Jahren viele Konfuzius-Institute in Europa, Nordamerika und Australien aufgrund von Bedenken, dass sie von Peking für Propaganda, politische Einflussnahme oder Informationsbeschaffung in akademischen Kreisen, auch gegenüber internationalen Studierenden, instrumentalisiert werden könnten, geschlossen oder Untersuchungen unterzogen wurden; weist darauf hin, dass diese Praktiken dazu beitragen, eine Atmosphäre des Drucks und der Selbstzensur unter Studierenden zu schaffen, insbesondere unter denjenigen, die sich kritisch über die kommunistischen Staatsorgane Chinas äußern oder die Demokratie in Hongkong, die Menschenrechte in Tibet oder ein demokratisches Taiwan öffentlich unterstützen, was ein Beispiel dafür ist, dass durch transnationale Repression die akademische Freiheit und das Recht auf freie Meinungsäußerung in den Aufnahmestaaten eingeschränkt wird;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>493</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	26b.	fordert die Banken auf, vor der Anwendung von Kontosperren Überprüfungsmaßnahmen einzuführen, um Missbräuche aufzudecken, den garantierten Zugang zu grundlegenden Bankdienstleistungen während der laufenden Überprüfungen sicherzustellen und die zentrale Meldestelle (FIU) anzuweisen, mit transnationaler Repression in Verbindung stehende Finanzmuster zu identifizieren und zu analysieren; betont, dass in Fällen, in denen festgestellt wird, dass finanzielle Beschränkungen transnationale Repression erleichtert oder verursacht haben, betroffene Personen und Organisationen Zugang zu wirksamen Rechtsbehelfen haben sollten, einschließlich der Aufhebung ungerechtfertigter Beschränkungen und einer angemessenen Entschädigung für finanzielle Schäden und Rufschädigung;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>494</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	26b.	fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, mit Investitionen verbundene Aufenthaltsgenehmigungen und ähnliche „Golden-Visa“-Regelungen für Personen, die glaubhaft mit Regimes oder Netzwerken in Verbindung stehen, von denen bekannt ist, dass sie sich an transnationaler Repression beteiligen, streng zu prüfen und gegebenenfalls zu widerrufen, um zu verhindern, dass Täter und Mittäter Aufenthaltsrechte in der EU erwerben, die illegale Aktivitäten erleichtern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>495</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	26c.	betont, dass Wiedergutmachung für Opfer transnationaler Repressionen in einem breiten und opferzentrierten Sinne verstanden werden sollte und sowohl individuelle als auch kollektive Maßnahmen umfassen kann, um systemischen und langfristigen Schaden zu beheben; betont, dass solche Maßnahmen zur Wiedergutmachung, zur Rehabilitation und zur Gewährleistung der Nichtwiederholung beitragen und allen Opfern zugänglich sein sollten, unabhängig vom Herkunftsland des Täters; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>496</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>497</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden;
	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, jedes informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen zur Überwachung, Inhaftierung, Einschränkung, Einschüchterung oder Auslieferung von im Exil lebenden Personen oder Angehörigen von Diasporagemeinschaften abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden, auch wenn solche Ersuchen über diplomatische Kanäle, Verbindungsbeamte im Bereich Sicherheit oder Vertreter übermittelt werden; fordert in diesem Zusammenhang eine verpflichtende verstärkte Prüfung, eine automatische Aussetzung sowie eine unabhängige gerichtliche Überprüfung aller Ersuchen um internationale Zusammenarbeit – einschließlich Auslieferung, Rechtshilfe und Datenaustausch zwischen Strafverfolgungsbehörden –, die anerkannte Flüchtlinge, Asylsuchende, Menschenrechtsverteidiger, Journalisten, Rechtsanwälte oder andere Personen betreffen, denen die Gefahr einer „transnationalen Repression“ droht; fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, von der Auslieferung von Opfern oder potenziellen Opfern von transnationaler Repression abzusehen und deren Schutz sicherzustellen, einschließlich des Zugangs zu einem rechtmäßigen Aufenthalt und einer Beschäftigung innerhalb der Union;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>498</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Thijs Reuten, Marta Temido</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden;
	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten ferner auf, jedem eingreifenden Akteur unmissverständlich deutlich zu machen, dass Überwachungs- und Durchsetzungsmaßnahmen innerhalb der EU ausschließlich in die Zuständigkeit der zuständigen europäischen und nationalen Behörden fallen und dass ausländische Überwachungspraktiken auf dem Hoheitsgebiet der EU inakzeptabel sind und nicht toleriert werden; fordert die Kommission auf, Rechtsvorschriften zur Harmonisierung des Verbots ausländischer Überwachungsaktivitäten innerhalb der EU auf den Weg zu bringen, insbesondere jener Aktivitäten, die unter transnationale Repression fallen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>499</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden;
	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene, gefälschte oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden; betont, dass die für transnationale Repression zuständigen staatlichen Stellen häufig Vorwürfe erfinden und die Opfer transnationaler Repression als Straftäter darstellen, um ihre Forderungen glaubwürdiger erscheinen zu lassen;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>500</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden;
	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden sowie den Justiz-, Strafverfolgungs- und Grenzbehörden entsprechende Schulungen anzubieten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>501</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden;
	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden und dabei eine wirksame Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungsbehörden sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>502</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, informelle, mit Gewaltandrohung verbundene oder außergerichtliche Ersuchen ausländischer Stellen abzulehnen, zu dokumentieren und zu melden;
	27.	fordert die Mitgliedstaaten auf, weiterhin wachsam gegenüber missbräuchlichen Auslieferungsersuchen, Interpol-Ausschreibungen und anderen Rechtsinstrumenten zu bleiben, die für politische Zwecke genutzt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>503</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	27a.	verurteilt aufs Schärfste den Missbrauch des Interpol-Ausschreibungssystems durch einige Staaten, um Gegner über ihre Grenzen hinweg zu verfolgen, und fordert angemessene Reformen und Ressourcen, um langfristige Lösungen zu schaffen, die politisch motivierte rote Ausschreibungen und Haftbefehle verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>504</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 28</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	28.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die zuständigen Stellen, die Interpol-Daten erhalten, angemessen geschult sind, um Missbrauchsrisiken zu bewerten und zu ermitteln;
	28.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die zuständigen Stellen, die Interpol-Daten erhalten, angemessen geschult sind, um Missbrauchsrisiken zu bewerten und zu ermitteln; verweist erneut auf den Missbrauch von roten Ausschreibungen von Interpol zur Einschränkung der Reisefreiheit betroffener Personen durch autoritäre Akteure, beispielsweise die Volksrepublik China;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>505</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 28</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	28.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die zuständigen Stellen, die Interpol-Daten erhalten, angemessen geschult sind, um Missbrauchsrisiken zu bewerten und zu ermitteln;
	28.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass Strafverfolgungs-, Justiz- und Einwanderungsbehörden, die Interpol-Daten erhalten, angemessen geschult sind, um Missbrauchsrisiken zu erkennen und zu bewerten, und dass dies durch formelle Verfahren, regelmäßige Schulungen und Mechanismen zur Rechenschaftspflicht sichergestellt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>506</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 28</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	28.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die zuständigen Stellen, die Interpol-Daten erhalten, angemessen geschult sind, um Missbrauchsrisiken zu bewerten und zu ermitteln;
	28.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die zuständigen Stellen, die Interpol-Daten erhalten und bilaterale Kooperationsabkommen mit Ländern umsetzen, die transnationale Repression anwenden, angemessen geschult sind, um Missbrauchsrisiken zu bewerten und zu ermitteln;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>507</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	29.	betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, besonders genau zu prüfen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>508</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nacho Sánchez Amor, Marta Temido, Matjaž Nemec, Chloé Ridel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	29.	betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, besonders genau zu prüfen;
	29.	betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, besonders genau zu prüfen; betont, dass die „Purple Notices“ und „Silver Notices“ von Interpol als operative Instrumente ohne individuelle Rechtsbehelfe konzipiert sind und dazu genutzt werden können, Verhaltensmuster von Menschenrechtsverteidigern, Geldgebern und verbundenen Einrichtungen ohne Benachrichtigung der Betroffenen anzuzeigen, wodurch Strafverfolgungs- und Finanzüberwachungssysteme stillschweigend missbraucht werden und der Zugriff auf Verhaltensdaten – Reise-, Kommunikations- und Finanzdaten – ohne formelle Anklage ermöglicht wird; fordert die Mitgliedstaaten auf, sich innerhalb von Interpol dafür einzusetzen, dass jährlich detaillierte Statistiken für jede Art von Ausschreibung und Information veröffentlicht werden, aufgeschlüsselt nach dem ausstellenden Staat und unter Angabe der Anzahl sowie der Gründe für Genehmigungen, Ablehnungen und Löschungen; fordert die Mitgliedstaaten auf, innerhalb von Interpol eine Reihe von Maßstäben voranzutreiben, um die Nutzung des Ausschreibungssystems durch Staaten und Einrichtungen, gegen die EU-Sanktionen verhängt wurden, einzuschränken und chronische missbräuchliche Nutzer einer verstärkten Kontrolle zu unterziehen; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, von jedem Staat oder dessen Beauftragten, bei dem ein missbräuchlicher Gebrauch des Interpol-Systems festgestellt wurde, als Voraussetzung für die Einreichung weiterer Interpol-Ersuchen eine vollständige Entschädigung des Opfers zu verlangen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>509</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	29.	betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, besonders genau zu prüfen;
	29.	betont, dass zur Bekämpfung des Missbrauchs von Interpol in innerstaatlichen Rechtsvorschriften und operativen Leitlinien festgeschrieben werden muss, dass Interpol-Ausschreibungen und -Informationen vor ihrer Veröffentlichung nicht derselben Prüfung unterliegen wie Haftbefehle und nicht als diesen gleichwertig behandelt werden sollten; betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, zusätzlich zu prüfen; betont, dass die Voraussetzungen und Bewertungen für Abhilfemaßnahmen von Interpol im Rahmen der Bekämpfung von transnationaler Repression überprüft werden sollten; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>510</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	29.	betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, besonders genau zu prüfen;
	29.	betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, besonders genau zu prüfen; äußert sich besorgt über Auslieferungsabkommen mit der Volksrepublik China und Hongkong und verweist in diesem Zusammenhang auf das Urteil des EGMR in der Rechtssache Liu/Polen aus dem Jahr 2022; fordert die Mitgliedstaaten auf, Auslieferungsverträge mit China und Hongkong auszusetzen und damit Personen, die von politischer Verfolgung bedroht sind, wirksamen Schutz zu gewähren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>511</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Miriam Lexmann</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	29.	betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, besonders genau zu prüfen;
	29.	betont, dass es wichtig ist, Auslieferungsersuchen und Interpol-Meldungen von Regierungen, die bekanntermaßen transnationale Repression betreiben, besonders genau zu prüfen; ist besorgt über Auslieferungsabkommen mit der Volksrepublik China und Hongkong; fordert die Mitgliedstaaten auf, Auslieferungsabkommen mit China und Hongkong auszusetzen und damit Personen, denen politische Verfolgung droht, wirksamen Schutz zu gewähren


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>512</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29a.	fordert die Kommission auf, auf Unionsebene ein Rechtsmittelverfahren für missbräuchliche rote Ausschreibungen und Informationen von Interpol einzurichten, wobei die justizielle Zusammenarbeit in Fällen ausgeschlossen wird, in denen schwerwiegende Bedenken hinsichtlich eines ordnungsgemäßen Verfahrens bestehen oder in denen Strafverfahren in Abwesenheit herangezogen werden, und eine Regelung zur Aussetzung/Nichtanerkennung vorzusehen, unter der Bedingung, dass keine rechtlichen und gerichtsähnlichen Ersuchen, die von dem Staat, der die transnationale Repression initiiert hat, und dessen Vertreterstrukturen stammen, anerkannt, vollstreckt oder verfahrensrechtlich unterstützt werden (einschließlich Rechtshilfe), bis die Unabhängigkeit des Justizsystems in diesem Staat wiederhergestellt ist, und dass die Aufzeichnungen eines Staates über transnationale Repression systematisch in Entscheidungen über Auslieferung und Rechtshilfe einbezogen werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>513</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, sich weiterhin um eine Reform von Interpol zu bemühen, mit der starke und wirksame Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz der Instrumente dieser Organisation eingeführt werden, damit diese nicht aus politischen Gründen auf der Grundlage fingierter strafrechtlicher Anklagen gegen im Exil lebende Personen, die Ziel transnationaler Repression sind, missbräuchlich eingesetzt werden;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>514</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29a.	stellt fest, dass eine Verhandlung in Abwesenheit aus politischen Gründen durch Länder, die transnationale Repression gegen Personen im Ausland betreiben, deren Leben erheblich beeinträchtigt, unter anderem in Bereichen wie der Eröffnung von Bankkonten, der Beantragung von Asyl, internationalen Reisen und dem rechtmäßigen Aufenthalt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>515</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29a.	fordert die Entwicklung eines multilateralen Dialogs über transnationale Repression mit dem Ziel, allgemein anerkannte Grundsätze festzulegen, unter Wahrung der Souveränität, der Meinungsfreiheit und des Grundsatzes der Nichteinmischung;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>516</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29b.	fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass ein Missbrauch des Interpol-Systems wirksam untersucht wird und dass Personen, die durch einen solchen Missbrauch geschädigt wurden, Zugang zu Rechtsbehelfen haben, einschließlich einer Entschädigung für Schäden und gegebenenfalls der Erstattung von Rechtskosten, und zu verlangen, dass jeder Mitgliedstaat, bei dem ein missbräuchlicher Gebrauch des Interpol-Systems festgestellt wurde, das Opfer vollständig entschädigt, als Voraussetzung für die Einreichung weiterer Ersuchen an Interpol, die diese Person betreffen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>517</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29b.	fordert den Rat, die Kommission und den EAD auf, in die EU-Beitrittsabkommen sowie in Handels- und Kooperationsabkommen mit Drittstaaten Bedingungen aufzunehmen, die dem Missbrauch multilateraler und bilateraler Kooperationsabkommen in Strafsachen durch Staaten, die transnationale Repression betreiben, entgegenwirken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>518</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29b.	betont, dass die Bekämpfung von transnationaler Repression nicht dazu instrumentalisiert werden darf, politischen Druck, ideologische Auflagen oder Einmischung in die inneren Angelegenheiten von Drittländern zu rechtfertigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>519</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29c.	fordert die Mitgliedstaaten auf, weitere Reformen bei Interpol voranzutreiben, mit dem Ziel, wirksame Schutzvorkehrungen gegen den Missbrauch der Interpol-Instrumente aus politisch motivierten Gründen zu schaffen, die auf erfundenen Strafanzeigen gegen im Ausland im Exil lebende Personen beruhen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>520</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	29c.	fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, dafür zu sorgen, dass Interpol Maßstäbe festlegt, um zu verhindern, dass andere Staaten und mit ihnen verbundene, von der EU sanktionierte Einrichtungen das Ausschreibungssystem missbrauchen, und Regierungen mit einer schlechten Bilanz in den Bereichen Menschenrechte und Terrorismusbekämpfung einer verstärkten Überprüfung zu unterziehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>521</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nacho Sánchez Amor, Marta Temido, Matjaž Nemec, Chloé Ridel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 30</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	30.	fordert die EU-Finanzaufsichtsbehörden auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und die Cybersicherheitsrahmen der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ als Waffe eingesetzt werden können; fordert daher die Einführung von Garantien und Rechtsbehelfsmechanismen;
	30.	fordert die EU-Finanzaufsichtsbehörden, Einrichtungen und zuständigen Aufsichtsbehörden der EU, einschließlich der Behörde zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung (AMLA), auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass die Einhaltung des Rahmens zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und des Cybersicherheitsrahmens der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ als Waffe eingesetzt werden können, um unter anderem die Zivilgesellschaft, Menschenrechtsverteidiger, Journalisten, Diasporagemeinschaften sowie Forschung und Wissenschaft ins Visier zu nehmen; fordert sie daher auf, Garantien und Rechtsbehelfsmechanismen zu entwickeln, um solche Manipulationen zu verhindern und zu beheben, darunter a) klare Schnellverfahren für Opfer, um gegen auf der Einhaltung von Vorschriften beruhende Kontosperrungen, die Kündigung von Bankkonten oder Kontoschließungen vorzugehen, wobei ihnen während der laufenden Überprüfung der garantierte Zugang zu grundlegenden Bankdienstleistungen gewährt wird, um ihre finanzielle Ausgrenzung zu verhindern und Abhilfe zu schaffen; b) das Verbot der sofortigen Risikominderung und Kontoschließung, die ausschließlich auf vagen oder verhaltensbasierten Meldungen beruhen – einschließlich solcher, die über die „Purple Notice“- oder „Silver Notice“-Verfahren von Interpol erfolgen –, ohne konkrete, überprüfbare Beweise und ohne der betroffenen Partei die Möglichkeit zu geben, Stellung zu nehmen; c) geeignete Überprüfungs- und Datenschutzmaßnahmen, die eine Datenerhebung über Opfer sowie die Weitergabe von Opferdaten an die Täterländer verhindern; d) öffentliche Mechanismen zur Wiedergutmachung, die es betroffenen Personen und Einrichtungen ermöglichen, auf Antrag und unter Einhaltung angemessener Garantien falsche oder veraltete Einträge öffentlich berichtigen oder klarstellen zu lassen, um ihren Ruf wiederherzustellen; fordert eine verstärkte Koordinierung zwischen Finanzaufsichtsbehörden, Finanzinstituten und den zuständigen Aufsichtsbehörden sowie den für transnationale Repression zuständigen EU-Gremien; fordert die zentralen Meldestellen auf, mit transnationaler Repression verbundene Finanzmuster zu ermitteln und systematisch zu analysieren sowie relevante Erkenntnisse an die nationalen und EU-Koordinierungsstellen für transnationale Repression weiterzuleiten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>522</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 30</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	30.	fordert die EU-Finanzaufsichtsbehörden auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und die Cybersicherheitsrahmen der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ als Waffe eingesetzt werden können; fordert daher die Einführung von Garantien und Rechtsbehelfsmechanismen;
	30.	fordert die EU-Finanzaufsichtsbehörden und die zuständigen Aufsichtsbehörden auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass die Einhaltung der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und die Cybersicherheitsrahmen der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ als Waffe gegen die Zivilgesellschaft und ihre Geldgeber, gegen Unternehmer und deren Unternehmen, Partner sowie Einzelpersonen eingesetzt werden können; fordert diese Stellen, einschließlich der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“, auf, Garantien und Rechtsbehelfsmechanismen zu entwickeln, um solche Praktiken zu verhindern und Abhilfe zu schaffen, einschließlich klarer Verfahren für eine rasche Reaktion, die es den Opfern ermöglichen, auf der Einhaltung von Vorschriften beruhende Kontosperrungen oder Kontoschließungen anzufechten, sowie angemessener Überprüfungs- und Datenschutzmaßnahmen, die eine unverhältnismäßige Datenerhebung über die Opfer und die Weitergabe von Opferdaten an die Täterstaaten verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>523</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 30</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	30.	fordert die EU-Finanzaufsichtsbehörden auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und die Cybersicherheitsrahmen der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ als Waffe eingesetzt werden können; fordert daher die Einführung von Garantien und Rechtsbehelfsmechanismen;
	30.	fordert die EU-Finanzaufsichtsbehörden auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und die Cybersicherheitsrahmen der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ als Waffe eingesetzt werden können, beispielsweise durch das Einfrieren von Konten von Kritikern oder der Zivilgesellschaft; fordert daher die Einführung von Garantien und Rechtsbehelfsmechanismen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>524</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 30</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	30.	fordert die EU-Finanzaufsichtsbehörden auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und die Cybersicherheitsrahmen der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ als Waffe eingesetzt werden können; fordert daher die Einführung von Garantien und Rechtsbehelfsmechanismen;
	30.	fordert die EU-Finanzaufsichtsbehörden auf, zur Kenntnis zu nehmen, dass der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und die Cybersicherheitsrahmen der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ von Akteuren, die transnationale Repression anwenden, als Waffe eingesetzt werden können; fordert daher die Einführung von Garantien und Rechtsbehelfsmechanismen;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>525</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 30 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	30a.	fordert die Banken auf, vor der Anwendung von Kontosperren Überprüfungsmaßnahmen einzuführen, um Missbräuche aufzudecken, den garantierten Zugang zu grundlegenden Bankdienstleistungen während der laufenden Überprüfungen sicherzustellen und die zentrale Meldestelle (FIU) anzuweisen, mit transnationaler Repression in Verbindung stehende Finanzmuster zu identifizieren und zu analysieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>526</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 30 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	30b.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Mechanismen einzurichten, die Personen, bei denen glaubhaft ein Risiko transnationaler Repression besteht, einen garantierten Zugang zu grundlegenden Bankdienstleistungen sowie Notfallmechanismen für die finanzielle Kontinuität oder Liquidität bieten, falls Repressionen zu einem plötzlichen Einfrieren von Vermögenswerten führen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>527</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nacho Sánchez Amor, Marta Temido, Matjaž Nemec, Chloé Ridel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 31</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	31.	fordert die Strafverfolgungs- und Justizbehörden auf, mit den Finanzaufsichtsbehörden zusammenzuarbeiten, um solchem Missbrauch vorzubeugen und dagegen vorzugehen;
	31.	fordert die Strafverfolgungs- und Justizbehörden sowie die Finanzaufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten auf, ihre Zusammenarbeit zu verstärken, um dem Missbrauch rechtmäßiger Finanzsysteme und Reisedatenbanken zur Erleichterung transnationaler Repression vorzubeugen und dagegen vorzugehen; fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, Mechanismen einzurichten, wonach der Täterstaat oder seine Vertreter als Voraussetzung für die Zustimmung zu jedem weiteren Kooperationsersuchen des Täterstaates oder seiner Vertreter die finanzielle Verantwortung für den den Opfern zugefügten Schaden und für die dem Aufnahmestaat entstandenen Kosten übernehmen, wobei sicherzustellen ist, dass diese Entschädigungen nicht aus EU-Mitteln oder -Programmen bestritten werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass Strafverfolgungs-, Justiz-, Finanz- und Cybersicherheitsbehörden speziell darin geschult werden, mit transnationaler Repression in Verbindung stehende Finanzmuster zu erkennen, einschließlich des Missbrauchs von Instrumenten der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ (FATF), von Interpol und von Reisedatenbanken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>528</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 31</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	31.	fordert die Strafverfolgungs- und Justizbehörden auf, mit den Finanzaufsichtsbehörden zusammenzuarbeiten, um solchem Missbrauch vorzubeugen und dagegen vorzugehen;
	31.	fordert die Strafverfolgungs- und Justizbehörden der Mitgliedstaaten auf, mit den Finanzaufsichtsbehörden zusammenzuarbeiten, um dem Missbrauch von Finanzsystemen und Reisedatenbanken, die zur Erleichterung von transnationaler Repression genutzt werden, vorzubeugen und dagegen vorzugehen; fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, wirksame Entschädigungsmechanismen einzurichten, durch die dem Täterstaat oder deren Vertretern die finanzielle Verantwortung für den den Opfern zugefügten Schaden und für die dem Aufnahmestaat entstandenen Kosten auferlegt wird, wobei sicherzustellen ist, dass solche Entschädigungen nicht auf EU-Mitteln oder -Programmen beruhen oder diese erschöpfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>529</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 31</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	31.	fordert die Strafverfolgungs- und Justizbehörden auf, mit den Finanzaufsichtsbehörden zusammenzuarbeiten, um solchem Missbrauch vorzubeugen und dagegen vorzugehen;
	31.	fordert die Strafverfolgungs- und Justizbehörden auf, mit den Finanzaufsichtsbehörden zusammenzuarbeiten, um solchem Missbrauch vorzubeugen und dagegen vorzugehen; fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass ihre nationalen Finanzaufsichtsbehörden befugt sind, die ihnen vorliegenden Daten an Strafverfolgungs- und Justizbehörden weiterzugeben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>530</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 31 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	31a.	verurteilt die neuen Formen transnationaler Repression, die vom Lukaschenko-Regime aus politischen Gründen1a eingesetzt werden und bei denen die Beschlagnahmung von Eigentum als Mittel zur groß angelegten Unterdrückung dient; weist darauf hin, dass seit 2023 alle Immobilientransaktionen, einschließlich Verkäufe und Schenkungen, nur noch auf dem Gebiet von Belarus durchgeführt werden dürfen; hebt hervor, dass belarussische Staatsbürger seit September 2023 keine notariellen Handlungen mehr im Ausland vornehmen können, wodurch Emigranten daran gehindert werden, ihr Vermögen zu verwalten oder Verwandte zu bevollmächtigen, in ihrem Namen zu handeln, was dem Staat die Beschlagnahmung und den Verkauf von Wohnungen und anderen Vermögenswerten erleichtert;

	
	_________________

	
	1a Artikel 361-1 des belarussischen Strafgesetzbuchs (Gründung einer extremistischen Vereinigung und Beteiligung daran) sowie Artikel 369-1 (Diskreditierung der Republik Belarus).


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>531</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 31 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	31a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Finanzinstituten Leitlinien an die Hand zu geben und wirksame nationale Beschwerde- und Aufsichtsmechanismen einzurichten, um Übererfüllung, pauschale Risikominderung und Ausschlüsse ganzer Kategorien von Kunden durch Finanzinstitute in den Fällen zu begrenzen, in denen die betreffenden Personen von autoritären Herkunftsländern wie Belarus, die erwiesenermaßen transnationale Repression einsetzen, absichtlich und grundlos in Terroristen- oder Extremisten-Verzeichnissen geführt werden;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>532</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 31 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	31a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, den Finanzinstituten Leitlinien an die Hand zu geben und einen wirksamen nationalen Beschwerde- und Überprüfungsmechanismus einzurichten, um eine übermäßige Einhaltung von Vorschriften, pauschale Risikominderung oder die Ausgrenzung ganzer Kundengruppen durch Finanzinstitute zu verhindern, wenn Personen von ihrem Heimatstaat in das Verzeichnis der „Terroristen“ oder „Extremisten“ aufgenommen werden oder wenn ihr Herkunftsstaat von zwischenstaatlichen Organisationen in die schwarze Liste der Staaten mit hohem Risiko für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung aufgenommen wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>533</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dan Barna, Lucia Yar, Nathalie Loiseau, Petras Auštrevičius, Marjan Šarec, Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 31 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	31a.	verurteilt die aserbaidschanischen Behörden dafür, dass sie ihre Kampagne transnationaler Repression weiter ausweiten, einschließlich des verstärkten Missbrauchs von Auslieferungs- und Sicherheitsmechanismen gegen im Exil lebende Regierungskritiker, Journalisten, Blogger, Forscher und Aktivisten sowie der steigenden Zahl politisch motivierter Strafverfahren in Abwesenheit aufgrund erfundener Anschuldigungen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>534</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Missbrauch von Asyl- und Migrationssystemen
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>535</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Missbrauch von Asyl- und Migrationssystemen
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>536</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Missbrauch von Asyl- und Migrationssystemen
	Schutz der Asyl- und Migrationsbehörden vor Missbrauch durch Täter von transnationaler Repression


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>537</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Geadis Geadi</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 11</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Missbrauch von Asyl- und Migrationssystemen
	Asyl- und Migrationssysteme


Or. <Original>{EL}el</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>538</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, als stark gefährdete Personen eingestuft werden;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>539</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, als stark gefährdete Personen eingestuft werden;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>540</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, als stark gefährdete Personen eingestuft werden;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>541</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, als stark gefährdete Personen eingestuft werden;
	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu überprüfen und zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, ordnungsgemäß als stark gefährdete Personen eingestuft werden, auch in Fällen, in denen sie kollektiv oder aufgrund bestimmter Muster ins Visier genommen werden, mit dem Ziel, eine unangemessene Beweislast zu verringern und wirksame Schutzmaßnahmen zu gewährleisten; fordert die Einführung verstärkter Verfahrensgarantien, einschließlich eines zwingend aufschiebenden Rechtsbehelfs für jede Person, die aufgrund von transnationaler Repression internationalen Schutz beantragt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>542</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, als stark gefährdete Personen eingestuft werden;
	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, als stark gefährdete Personen eingestuft werden; weist darauf hin, dass Diasporagemeinschaften häufig dazu genutzt werden, transnationale Repression auszuüben; betont, dass es notwendig ist, Personen in der Diaspora, die möglicherweise an Maßnahmen transnationaler Repression beteiligt sind, besser zu identifizieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>543</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, als stark gefährdete Personen eingestuft werden;
	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu überprüfen und zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, ordnungsgemäß als stark gefährdete Personen eingestuft werden, auch in Fällen, in denen sie kollektiv oder aufgrund bestimmter Muster ins Visier genommen werden, mit dem Ziel, eine unangemessene Beweislast zu verringern und wirksame Schutzmaßnahmen zu gewährleisten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>544</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Geadis Geadi</Members>
<AuNomDe>{ECR}im Namen der ECR-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren, damit Antragsteller, die Gruppen angehören, die häufig transnationaler Repression ausgesetzt sind, als stark gefährdete Personen eingestuft werden;
	32.	fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Leitlinien für Asyl- und Migrationsbehörden zu aktualisieren und dabei auch der vom Europäischen Parlament jüngst gebilligten Liste sicherer Drittstaaten und sicherer Herkunftsstaaten Rechnung zu tragen;


Or. <Original>{EL}el</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>545</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	32a.	verurteilt den Einsatz von Reisebeschränkungen durch die verantwortlichen Staaten, einschließlich des Entzugs von Reisepässen, der Verweigerung konsularischer Dienste und anderer Reisebeschränkungen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, den daraus resultierenden Risiken in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereichen entgegenzuwirken, unter anderem durch die Visumpolitik, Überprüfungsverfahren und Datenschutzvorkehrungen in konsularischen und administrativen Verfahren, um Einschüchterung, Überwachung oder Nötigung der betroffenen Personen zu verhindern; stellt fest, dass abgelaufene oder widerrufene Dokumente aufgrund repressiver Praktiken den Schutzstatus der Opfer nicht beeinträchtigen sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>546</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 32 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	32a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die EU-Rechtsvorschriften so umzusetzen, dass Personen, die von transnationaler Repression betroffen sind und Schutz und Asyl vor autoritären Regimes suchen, wirksam geschützt werden, und dabei sicherzustellen, dass sie wirksamen Schutz erhalten, einschließlich der raschen Erteilung humanitärer Visa in dringenden Fällen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>547</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 33</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	33.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Verweigerung konsularischer Dienste als eine Form transnationaler Repression einzustufen und dafür zu sorgen, dass Opfer und ihre Kinder Zugang zu alternativen Personenstandsurkunden haben;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>548</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 33</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	33.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Verweigerung konsularischer Dienste als eine Form transnationaler Repression einzustufen und dafür zu sorgen, dass Opfer und ihre Kinder Zugang zu alternativen Personenstandsurkunden haben;
	33.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Verweigerung konsularischer Dienste als eine Form transnationaler Repression einzustufen und dafür zu sorgen, dass Opfer und ihre Kinder in Übereinstimmung mit den internationalen Standards zur Verhinderung von Staatenlosigkeit und zum Wohle des Kindes Zugang zu alternativen Personenstandsurkunden, zur Registrierung ihrer rechtlichen Identität sowie zu Verfahren zur Feststellung der Staatsangehörigkeit haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>549</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 33</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	33.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Verweigerung konsularischer Dienste als eine Form transnationaler Repression einzustufen und dafür zu sorgen, dass Opfer und ihre Kinder Zugang zu alternativen Personenstandsurkunden haben;
	33.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Verweigerung konsularischer Dienste als eine Form transnationaler Repression einzustufen und dafür zu sorgen, dass Opfer und ihre Kinder Zugang zu alternativen Personenstandsurkunden haben; hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass das Lukaschenko-Regime in Belarus das Ablaufen vieler belarussischer Pässe ausnutzt, um die Diaspora zur Rückkehr ins Land zu zwingen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>550</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 33</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	33.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Verweigerung konsularischer Dienste als eine Form transnationaler Repression einzustufen und dafür zu sorgen, dass Opfer und ihre Kinder Zugang zu alternativen Personenstandsurkunden haben;
	33.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Opfern und ihren Kindern beim Zugang zu alternativen Personenstandsurkunden zu helfen, falls ihnen konsularische Dienste verweigert werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>551</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 33 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	33a.	fordert die Kommission auf, offizielle Leitlinien zur Bekämpfung konsularischer Zwangsmaßnahmen zu erlassen, um sicherzustellen, dass Personen, die von transnationaler Repression betroffen sind, keine Besuche bei ihren nationalen Botschaften oder Konsulaten im Ausland absolvieren müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>552</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 33 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	33b.	fordert die Mitgliedstaaten und andere Länder des Schengen-Raums auf, den EU-Visakodex und das EU-Handbuch konsequent und flexibel anzuwenden, um den Schutzbedürfnissen von Personen gerecht zu werden, die von transnationaler Repression betroffen sind; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>553</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>554</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss;
	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss, unter anderem durch eine wirksame Ermittlung und strafrechtliche Verfolgung der Täter und derjenigen, die ihnen dabei helfen; fordert die Mitgliedstaaten auf, klare rechtliche Haftungsregelungen für Personen und Organisationen festzulegen – darunter Rechtsanwälte, Akteure aus dem Nachrichtendienstbereich, Vermittler und private Akteure sowie Unternehmen, einschließlich Technologieanbieter, Überwachungsunternehmen, digitale Plattformen, Finanzinstitute und andere Wirtschaftsunternehmen –, die wissentlich Handlungen transnationaler Repression im Auftrag ausländischer Staaten unterstützen oder davon profitieren; fordert darüber hinaus die wirksame Umsetzung der Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Bereich der Menschenrechte, unter anderem gemäß der Richtlinie (EU) 2024/1760, um durch transnationale Repression verursachte Schäden entlang der gesamten Wertschöpfungskette zu verhindern, zu erkennen, zu mindern und zu beheben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>555</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss;
	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss, unter anderem durch eine wirksame Ermittlung und strafrechtliche Verfolgung der Täter und derjenigen, die ihnen dabei helfen; fordert die Mitgliedstaaten auf, klare rechtliche Haftungsregelungen für Personen und Organisationen festzulegen – darunter Rechtsanwälte, Akteure aus dem Nachrichtendienstbereich, Vermittler und private Akteure –, die wissentlich Handlungen transnationaler Repression im Auftrag ausländischer Staaten unterstützen oder davon profitieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>556</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss;
	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss, unter anderem durch die Offenlegung und Bekanntmachung von Fällen transnationaler Repression und die Verhängung gezielter Sanktionen gegen Täter und Einrichtungen, die transnationale Repression ermöglichen, sowie durch Bemühungen, für rechtliche Verantwortung zu sorgen;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>557</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss;
	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss, unter anderem durch den Einsatz von EU-Sanktionen; fordert die Kommission und den EAD auf, regelmäßig die Verantwortlichen für transnationale Repression öffentlich anzuprangern, um das Bewusstsein innerhalb der EU und darüber hinaus zu schärfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>558</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss;
	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss, auch mittels des Einsatzes von Sanktionen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>559</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss;
	34.	betont, dass die mit transnationaler Repression verbundenen Kosten für Länder, die sich daran beteiligen, erhöht werden müssen und die Abschreckung verstärkt werden muss oder Sanktionen gegen sie erhoben werden müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>560</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nacho Sánchez Amor, Marta Temido, Matjaž Nemec, Chloé Ridel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	34a.	fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, eine Liste der Staaten zu erstellen, die Mechanismen der vertrauensbasierten internationalen Zusammenarbeit systematisch ausnutzen, keine zuverlässigen Daten weitergeben und das Völkerrecht missachten; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, bei Vorliegen ausreichender Beweise die Verhängung von Vorsichtsmaßnahmen gegen diese Staaten in Erwägung zu ziehen, beispielsweise die Nichtanerkennung, Nichtvollstreckung oder Verweigerung von Verfahrenshilfe, einschließlich der Rechtshilfe, um Schaden für Opfer von transnationaler Repression zu verhindern; fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, transnationale Repression als Bedrohung für die Sicherheit der EU und der einzelnen Mitgliedstaaten auf der EU-Agenda vorrangig zu behandeln, den Austausch bewährter Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern und auf eine Mitteilung des Rates hinzuarbeiten, in der ein kohärentes EU-Konzept dargelegt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>561</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	34a.	bedauert die Sanktionen der USA gegen die UN-Sonderberichterstatterin Francesca Albanese, eine Bürgerin der EU, sowie gegen europäische Vertreter des Internationalen Strafgerichtshofs wie den französischen Richter Nicolas Guillou als eine Form von transnationaler Repression durch finanziellen Zwang; fordert die Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin und die Kommission auf, den extraterritorialen Sanktionen der USA gegen Bürgerinnen und Bürger der EU sowie Menschenrechtsverteidiger, einschließlich derjenigen am Internationalen Strafgerichtshof, entgegenzuwirken, den Schutz von Hinweisgebern zu verstärken und solche Maßnahmen in den zuständigen Gremien der WTO und der Vereinten Nationen anzufechten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>562</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	34a.	fordert, dass die globale Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte (EU-Magnitski-Rechtsakt) gegebenenfalls systematisch gegen die Urheber transnationaler Repressionen angewendet wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>563</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Pernando Barrena Arza</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	34b.	ist besorgt über den weltweit zunehmenden Trend, gewaltfreie politische Opposition, Solidaritätsbewegungen, investigativen Journalismus oder Menschenrechtsarbeit als „Terrorismus“ oder „Extremismus“ zu bezeichnen, um restriktive Maßnahmen zu rechtfertigen; betont, dass solche Praktiken grenzüberschreitende abschreckende Wirkungen haben und zu einem Umfeld beitragen können, das transnationale Repression begünstigt; fordert die EU auf, den Missbrauch der Bezeichnung als Terrorismus aktiv zu überwachen und zu bekämpfen, wenn dadurch die transnationale Repression begünstigt oder der zivilgesellschaftliche Raum untergraben werden könnte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>564</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	34b.	fordert die Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin und die Mitgliedstaaten auf, transnationale Repression als sanktionierbare Kategorie in den EU-Magnitski-Rechtsakt aufzunehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>565</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	35.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Maßnahmen zur Prävention und hinsichtlich der Rechenschaftspflicht zu verstärken und dazu unter anderem zu überprüfen, ob Diplomaten, Dolmetscher und andere einschlägige Akteure an transnationaler Repression mitwirken;
	35.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Maßnahmen zur Prävention und hinsichtlich der Rechenschaftspflicht zu verstärken und dazu unter anderem vor ihrer Akkreditierung zu überprüfen, ob Diplomaten, Dolmetscher und andere einschlägige Akteure an transnationaler Repression mitwirken, und angemessene Maßnahmen – einschließlich Ausweisungen, Einreiseverbote oder die Aussetzung der Akkreditierung – gegen Personen zu verhängen, die für solche Handlungen verantwortlich sind; fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, einschlägige Informationen an die Partnerländer weiterzugeben, um eine erneute Akkreditierung oder fortgesetzten Missbrauch zu verhindern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>566</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Marta Temido, Nacho Sánchez Amor, Thijs Reuten, Sandra Gómez López, Chloé Ridel, Andreas Schieder, Matjaž Nemec</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	35.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Maßnahmen zur Prävention und hinsichtlich der Rechenschaftspflicht zu verstärken und dazu unter anderem zu überprüfen, ob Diplomaten, Dolmetscher und andere einschlägige Akteure an transnationaler Repression mitwirken;
	35.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Maßnahmen zur Prävention und hinsichtlich der Rechenschaftspflicht zu verstärken und dazu unter anderem zu überprüfen, ob Diplomaten, amtliches Personal der betroffenen Länder, Dolmetscher, Vertreter von Lobbyisten und andere einschlägige Akteure an transnationaler Repression mitwirken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>567</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	35.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Maßnahmen zur Prävention und hinsichtlich der Rechenschaftspflicht zu verstärken und dazu unter anderem zu überprüfen, ob Diplomaten, Dolmetscher und andere einschlägige Akteure an transnationaler Repression mitwirken;
	35.	betont, dass Maßnahmen zur Prävention und Rechenschaftspflicht verstärkt werden müssen, um das Problem der transnationalen Repression anzugehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>568</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	35a.	bekundet seine Unterstützung für die von der Anklagebehörde des Internationalen Strafgerichtshofs durchgeführte Voruntersuchung zur Lage in der Republik Litauen/Republik Belarus (ICC-01/24-1) und fordert dazu auf, unverzüglich einen Beschluss zur Einleitung einer Untersuchung zu fassen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>569</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	35a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, in ihren Rechtsordnungen sicherzustellen, dass Eingriffe in die Ausübung von Rechten gemäß der Europäischen Menschenrechtskonvention im Auftrag einer ausländischen Macht verboten sind und dass dies bei der Strafzumessung für bereits begangene Straftaten als erschwerender Umstand gilt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>570</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	35b.	fordert den Rat auf, die Möglichkeit zu prüfen, transnationale Repression gemäß Artikel 83 AEUV als schwere Straftat mit grenzüberschreitender Dimension einzustufen, um gegebenenfalls gemeinsame EU-Vorschriften für Definitionen und Sanktionen festzulegen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>571</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko, Hilde Vautmans, Dan Barna, Engin Eroglu, Nathalie Loiseau</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	35b.	fordert die Strafverfolgungsbehörden und Justizbehörden auf, Fälle von transnationaler Repression zu untersuchen und strafrechtlich zu verfolgen, die nach dem Römischen Statut Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>572</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	35c.	fordert die Kommission und den EAD auf, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die Risiken im Zusammenhang mit transnationaler Repression in die Reiseinformationen und konsularischen Leitlinien der EU aufzunehmen, unter anderem durch gezielte Reisehinweise für Länder, in denen glaubwürdige Hinweise auf eine Beteiligung staatlicher Behörden oder Vertreter an transnationaler Repression vorliegen, mit spezifischen Leitlinien für Diasporagemeinschaften, Journalisten, Menschenrechtsverteidiger, Aktivisten und deren Geldgeber;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>573</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	35d.	fordert die Kommission und den EAD auf, dafür zu sorgen, dass Personen und Organisationen, die sich an transnationaler Repression beteiligen, systematisch für eine Aufnahme in die globale Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte in Betracht gezogen werden, und transnationale Repression ausdrücklich als Grund für eine Benennung im Rahmen der künftigen Sanktionsregelung der EU im Bereich der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität aufzunehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>574</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	36.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, mehr Finanzmittel in forensische Untersuchungen, Finanzermittlungen und digitale Ermittlungen hinsichtlich transnationaler Repression zu investieren;
	36.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, mehr Finanzmittel in forensische Untersuchungen, Finanzermittlungen und digitale Ermittlungen im Zusammenhang mit transnationaler Repression zu investieren, um transnationale Repression aufzudecken, zuzuordnen und zu dokumentieren sowie von Opfern angestrengte Gerichtsverfahren zu unterstützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>575</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	36.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, mehr Finanzmittel in forensische Untersuchungen, Finanzermittlungen und digitale Ermittlungen hinsichtlich transnationaler Repression zu investieren;
	36.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Ermittlungskapazitäten in den Bereichen Forensik, Finanzen und digitale Technik bei der Bekämpfung von transnationaler Repression Vorrang einzuräumen und diese zu stärken, wobei sicherzustellen ist, dass die Ressourcen effizient und wirksam eingesetzt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>576</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	36.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, mehr Finanzmittel in forensische Untersuchungen, Finanzermittlungen und digitale Ermittlungen hinsichtlich transnationaler Repression zu investieren;
	36.	betont, dass forensische Untersuchungen, Finanzermittlungen und digitale Ermittlungen hinsichtlich transnationaler Repression von großer Bedeutung sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>577</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Helmut Brandstätter</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	36a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, bei der Erteilung von Visa oder der Genehmigung des Grenzübertritts in die EU für Personen, die vermutlich mit Praktiken transnationaler Repression in Drittländern oder deren Vertretern in Verbindung stehen, gründlichere Hintergrundüberprüfungen einzuführen; betont, dass solche Praktiken nicht dazu führen dürfen, dass Personen allein aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit benachteiligt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>578</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	36a.	betont, dass die Risiken, die von der Unterwanderung demokratischer oppositioneller Gruppen im Ausland durch transnationale Repression ausgehen, anerkannt werden müssen und dass koordinierte, gemeinsame Maßnahmen ergriffen werden müssen, um solchen Aktivitäten vorzubeugen und ihnen entgegenzuwirken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>579</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	36a.	nimmt die Rolle von im Exil lebenden Journalisten als wichtige Verbündete bei der Bekämpfung autoritärer Propaganda sowie der Informationsmanipulation und Einflussnahme aus dem Ausland zur Kenntnis;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>580</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	36b.	fordert die Mitgliedstaaten auf, der Ermittlung und Zerschlagung von Netzen transnationaler Repression, einschließlich Vertreter und Verbindungen zur organisierten Kriminalität, durch eine verstärkte Koordinierung zwischen Sicherheits-, Justiz- und Finanzbehörden Vorrang einzuräumen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>581</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	36c.	fordert, dass diese Maßnahmen sowohl intern als auch extern angewendet werden und auch Fälle abdecken, in denen die Täter von transnationaler Repression Verbindungen zu EU-Mitgliedstaaten haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>582</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 13</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Positionierung der EU als weltweiter Vorreiter bei der Bekämpfung transnationaler Repression
	Positionierung der Europäischen Union als weltweiter Vorreiter bei der Bekämpfung transnationaler Repression


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>583</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 13</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	Positionierung der EU als weltweiter Vorreiter bei der Bekämpfung transnationaler Repression
	Die EU als wichtiges Ziel transnationaler Repression und die Notwendigkeit systemischer Gegenmaßnahmen


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>584</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 13 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	nimmt besorgt zur Kenntnis, dass die transnationale Repression weltweit zunimmt, was auf die zunehmende Straffreiheit für autoritäre Maßnahmen im Ausland, den Missbrauch neuer Technologien und die wachsenden Migrationsströme zurückzuführen ist; betont, dass sich diese Tendenzen aufgrund der Aushöhlung internationaler Normen und des raschen technologischen Wandels, durch den auch die Kosten für die Durchführung solcher Handlungen sinken, voraussichtlich noch verstärken werden; fordert die Europäische Union auf, transnationale Repression als langfristige Priorität im Bereich Sicherheit und Menschenrechte anzuerkennen und die Garantien für Personen auf ihrem Hoheitsgebiet zu verstärken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>585</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 13 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	fordert die Europäische Union auf, in ihre institutionellen Strukturen spezielle Instrumente zur Bekämpfung der transnationalen Repression Russlands aufzunehmen, darunter ausgefeilte Mechanismen zur Einflussnahme und Nötigung, die über staatlich verknüpfte kulturelle und religiöse Netzwerke, einschließlich derer, die mit der russisch-orthodoxen Kirche in Verbindung stehen, operieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>586</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 13 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	nimmt besorgt zur Kenntnis, dass Russland zunehmend kriminelle Netze als Vertreter für Maßnahmen transnationaler Repression gegen im Exil lebende Dissidenten einsetzt; betont, dass diese Verlagerung hin zu Methoden, die sich leugnen lassen, die Aufdeckung und die Rechenschaftspflicht erschwert; fordert die Europäische Union auf, die Maßnahmen zur Bekämpfung von Spionage und organisierter Kriminalität besser aufeinander abzustimmen, um gegen staatlich geförderte Repression vorzugehen, die durch kriminelle Vermittler durchgeführt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>587</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 13 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	fordert die Europäische Union auf, die gezielte Verfolgung religiöser Akteure als eine Form politischer Unterdrückung anzuerkennen und für eine angemessene Überwachung sowie den Schutz der betroffenen Personen und Gemeinschaften zu sorgen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>588</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Cristian Terheş</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Zwischenüberschrift 13 e (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	stellt fest, dass die iranischen Behörden gegen Personen vorgehen können, die im Ausland zum Christentum konvertieren, sobald solche Aktivitäten bekannt werden, unter anderem durch Verhöre, Inhaftierungen oder Anklagen wegen Gefährdung der nationalen Sicherheit; nimmt ferner Berichte über Druck durch Verhöre oder Schikanen gegenüber Familienangehörigen im Iran zur Kenntnis; fordert die Europäische Union auf, die Risiken anzuerkennen, denen christliche Konvertiten und ihre Familien im Zusammenhang mit transnationaler Repression ausgesetzt sind, und für angemessene Schutzmaßnahmen zu sorgen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>589</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	37.	fordert die Kommission und den EAD auf, die Bekämpfung transnationaler Repression systematisch in das auswärtige Handeln der EU einzubeziehen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>590</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	37.	fordert die Kommission und den EAD auf, die Bekämpfung transnationaler Repression systematisch in das auswärtige Handeln der EU einzubeziehen;
	37.	fordert die Kommission und den EAD auf, die Bekämpfung transnationaler Repression systematisch in das auswärtige Handeln der EU einzubeziehen, einschließlich politischer Dialoge und Menschenrechtsdialoge, der Zusammenarbeit mit Drittstaaten und Bewerberländern sowie der öffentlichen Diplomatie, und Bedenken öffentlich anzusprechen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>591</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	37.	fordert die Kommission und den EAD auf, die Bekämpfung transnationaler Repression systematisch in das auswärtige Handeln der EU einzubeziehen;
	37.	fordert die Kommission und den EAD auf, im Rahmen der ihnen durch die Verträge übertragenen Zuständigkeiten und unbeschadet der Vorrechte der Mitgliedstaaten diese auf deren Ersuchen hin dabei zu unterstützen, das Thema transnationale Repression in geeigneten internationalen Gremien anzusprechen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>592</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	37.	fordert die Kommission und den EAD auf, die Bekämpfung transnationaler Repression systematisch in das auswärtige Handeln der EU einzubeziehen;
	37.	fordert die Kommission und den EAD auf, die Bekämpfung transnationaler Repression in das auswärtige Handeln der EU, in diplomatische Bemühungen und in Menschenrechtsdialoge mit Drittländern einzubeziehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>593</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Mariusz Kamiński, Małgorzata Gosiewska</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37a.	stellt mit Besorgnis fest, dass das Phänomen der transnationalen Repression in Europa stärker ausgeprägt ist als in anderen Teilen der Welt, was zeigt, wie anfällig die politischen und rechtlichen Räume Europas für das Vorgehen autoritärer Staaten gegen Personen sind, die in Europa Zuflucht gefunden haben; weist darauf hin, wie deutlich sich die Reaktion bestimmter Mitgliedstaaten und europäischer Organe von den in den USA ergriffenen Maßnahmen unterscheidet, wo die Behörden aktiver und entschlossener auf Fälle transnationaler Repression, insbesondere auf solche, die mit den Aktivitäten der Volksrepublik China in Verbindung stehen, reagieren, Ermittlungen durchführen, Strafverfahren gegen Personen einleiten, die im Namen ausländischer Regierungen an illegalen Aktivitäten beteiligt sind, und legislative und operative Maßnahmen ergreifen, um die Menschen in der Diaspora zu schützen und den im Land agierenden Einflussnetzen entgegenzuwirken;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>594</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37a.	fordert die Kommission und den EAD auf, bei der Bekämpfung von transnationaler Repression mit anderen zwischenstaatlichen Organisationen, darunter die Vereinten Nationen, der Europarat und die OSZE, zusammenzuarbeiten und bei der Prüfung ihres Beitrags und ihrer Initiativen in internationalen Gremien die systematischen Praktiken der transnationalen Repression durch die verantwortlichen Staaten zu berücksichtigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>595</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37a.	fordert die Einrichtung eines Mechanismus zur regelmäßigen Überprüfung, mit dem beurteilt wird, ob politische Maßnahmen, diplomatische Verfahren oder Regulierungsmaßnahmen der EU unbeabsichtigt zu Formen transnationalen Drucks beitragen könnten, von denen Einzelpersonen oder Organisationen außerhalb der Union betroffen sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>596</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Miriam Lexmann</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37a.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, Fälle im Zusammenhang mit transnationaler Repression regelmäßig bei Vertretern der Herkunftsländer anzusprechen und die Beendigung solcher Praktiken zu fordern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>597</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37a.	fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, Fälle im Zusammenhang mit transnationaler Repression regelmäßig bei Vertretern der Herkunftsländer anzusprechen und die Beendigung solcher Praktiken zu fordern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>598</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, Fälle von transnationaler Repression, einschließlich Zwang durch Vertreter und familiäre Repression, in den bilateralen Beziehungen zu den Täterstaaten zur Sprache zu bringen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>599</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37b.	fordert den EAD auf, transnationale Repression ausdrücklich in das Mandat des EU-Sonderbeauftragten für Menschenrechte aufzunehmen und sicherzustellen, dass dieses Thema in den Menschenrechtsberichten der EU angesprochen wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>600</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37c.	fordert die Kommission und den EAD auf, die strategische Kommunikation zum Thema transnationale Repression zu verstärken, indem sie diese ausdrücklich als globale Bedrohung anerkennen, die Täter scharf verurteilen und die Unterstützung der EU für die betroffenen Personen zum Ausdruck bringen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>601</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37d.	fordert die Kommission und den EAD auf, Auflagen hinsichtlich transnationaler Repression in internationale Abkommen, Menschenrechtsprüfungen und Kooperationsrahmen aufzunehmen, einschließlich der Möglichkeit einer Aussetzung, sofern glaubwürdige Beweise für transnationale Repression vorliegen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>602</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 e (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37e.	fordert die Kommission und den EAD auf, die finanzielle Unterstützung und Hilfe für Länder, die in der Union repressive Maßnahmen ergreifen, sowie den Waffenhandel mit diesen Ländern einzuschränken oder auszusetzen und bei der Ausarbeitung von Finanzierungs-, Kooperations- und Partnerschaftsabkommen mit Drittländern systematisch die Risiken im Zusammenhang mit transnationaler Repression zu berücksichtigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>603</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37 f (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	37f.	fordert die Kommission und den EAD auf, proaktiv mit Ländern zusammenzuarbeiten, in denen transnationale Repression häufig vorkommt, wobei zu berücksichtigen ist, dass einige dieser Staaten selbst Täter sein können, und diese doppelte Realität in Risikobewertungen und Strategien für die Zusammenarbeit zu berücksichtigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>604</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 38</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	38.	fordert die Kommission auf, transnationale Repression als Kategorie in ihre Berichte über die Rechtsstaatlichkeit und ihre Erweiterungsberichte aufzunehmen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>605</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 38</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	38.	fordert die Kommission auf, transnationale Repression als Kategorie in ihre Berichte über die Rechtsstaatlichkeit und ihre Erweiterungsberichte aufzunehmen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>606</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Michał Kobosko</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 38</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	38.	fordert die Kommission auf, transnationale Repression als Kategorie in ihre Berichte über die Rechtsstaatlichkeit und ihre Erweiterungsberichte aufzunehmen;
	38.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, transnationale Repression als Kategorie in ihre Berichte über die Rechtsstaatlichkeit und ihre Erweiterungsberichte aufzunehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>607</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 38</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	38.	fordert die Kommission auf, transnationale Repression als Kategorie in ihre Berichte über die Rechtsstaatlichkeit und ihre Erweiterungsberichte aufzunehmen;
	38.	(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>608</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	39.	fordert die Kommission auf, das Thema transnationale Repression bei der Umsetzung des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie zu einer Priorität zu machen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>609</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	39.	fordert die Kommission auf, das Thema transnationale Repression bei der Umsetzung des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie zu einer Priorität zu machen;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>610</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	39.	fordert die Kommission auf, das Thema transnationale Repression bei der Umsetzung des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie zu einer Priorität zu machen;
	39.	verurteilt das „Europäische Schutzschild für die Demokratie“ als Instrument der Zentralisierung, der schleichenden Kompetenzausweitung und der politischen Konformität; betont, dass die Bekämpfung von transnationaler Repression nicht dazu dienen darf, eine Überwachung auf Unionsebene, eine zentralisierte Datenerhebung oder eine faktische Kontrolle der rechtmäßigen öffentlichen Debatte zu rechtfertigen, auch nicht durch Governance-Rahmen für Plattformen; weist erneut darauf hin, dass die nationale Sicherheit weiterhin in der alleinigen Zuständigkeit jedes einzelnen Mitgliedstaats liegt und dass das Handeln der Union den Grundsätzen der begrenzten Einzelermächtigung, der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit entsprechen muss;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>611</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Claudiu-Richard Târziu</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	39.	fordert die Kommission auf, das Thema transnationale Repression bei der Umsetzung des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie zu einer Priorität zu machen;
	39.	betont, dass die EU die Bekämpfung der transnationalen Repression zu einer Priorität machen und gleichzeitig die uneingeschränkte Achtung der Grundfreiheiten und des Rechts auf freie Meinungsäußerung sicherstellen muss, ohne auf zentralisierte Mechanismen zurückzugreifen, die diese Rechte einschränken könnten;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>612</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	39.	fordert die Kommission auf, das Thema transnationale Repression bei der Umsetzung des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie zu einer Priorität zu machen;
	39.	fordert die Kommission auf, das Thema transnationale Repression bei der Umsetzung des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie zu einer Priorität zu machen, insbesondere im Rahmen des Zentrums für demokratische Resilienz;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>613</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sebastian Tynkkynen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	39.	fordert die Kommission auf, das Thema transnationale Repression bei der Umsetzung des Europäischen Schutzschilds für die Demokratie zu einer Priorität zu machen;
	39.	fordert die Kommission auf, das Thema transnationale Repression bei der Bekämpfung der Einflussnahme aus dem Ausland zu einer Priorität zu machen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>614</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Miriam Lexmann</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	39a.	fordert die Kommission und den EAD auf, die strategische Zusammenarbeit mit den G7-Partnern und anderen gleichgesinnten Partnern zu vertiefen, um transnationaler Repression entgegenzuwirken; besteht darauf, dass multilaterale Mechanismen für den Informationsaustausch und die Frühwarnung geschaffen werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>615</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	39a.	fordert die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen ihres auswärtigen Handelns Personen, die in Drittländern von transnationaler Repression betroffen sind, diplomatischen Schutz und Unterstützung zu gewähren, unter anderem durch die Erteilung von Notfallvisa oder gegebenenfalls durch andere Schutzmaßnahmen über die EU-Delegationen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>616</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Petar Volgin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40.	fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, dem Thema transnationale Repression in der Agenda der EU Vorrang einzuräumen und auf einen kohärenten Ansatz der EU zur Bekämpfung transnationaler Repression hinzuarbeiten;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>617</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>António Tânger Corrêa, Jaroslav Bžoch</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40.	fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, dem Thema transnationale Repression in der Agenda der EU Vorrang einzuräumen und auf einen kohärenten Ansatz der EU zur Bekämpfung transnationaler Repression hinzuarbeiten;
	40.	fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, den freiwilligen Austausch zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich der Bekämpfung transnationaler Repression zu fördern, wobei der Schwerpunkt auf praktischer Zusammenarbeit und bewährten Verfahren liegen sollte, ohne einen zentralisierten „kohärenten Ansatz der EU“ anzustreben, durch den die Subsidiarität oder die Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die nationale Sicherheit untergraben würden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>618</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40.	fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, dem Thema transnationale Repression in der Agenda der EU Vorrang einzuräumen und auf einen kohärenten Ansatz der EU zur Bekämpfung transnationaler Repression hinzuarbeiten;
	40.	fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, dem Thema transnationale Repression in der Agenda der EU Vorrang einzuräumen, den Austausch bewährter Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern und auf eine Mitteilung des Rates hinzuarbeiten, in der ein kohärenter Ansatz der EU zur Bekämpfung transnationaler Repression dargelegt wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>619</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40.	fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, dem Thema transnationale Repression in der Agenda der EU Vorrang einzuräumen und auf einen kohärenten Ansatz der EU zur Bekämpfung transnationaler Repression hinzuarbeiten;
	40.	fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, die freiwillige Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>620</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Tomasz Froelich</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	40.	fordert die künftigen Ratsvorsitze auf, dem Thema transnationale Repression in der Agenda der EU Vorrang einzuräumen und auf einen kohärenten Ansatz der EU zur Bekämpfung transnationaler Repression hinzuarbeiten;
	40.	fordert die Mitgliedstaaten auf, regelmäßig Informationen auszutauschen und zusammenzuarbeiten, um transnationaler Repression entgegenzuwirken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>621</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Hannah Neumann</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	40a.	fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und den EAD auf, dafür zu sorgen, dass die Risiken von transnationaler Repression bei der Umsetzung des Migrations- und Asylpakets der EU berücksichtigt werden, einschließlich bei der Einstufung als „sichere Herkunftsstaaten“ und „sichere Drittstaaten“, und diese Einstufungen zu überprüfen, wenn Länder transnationale Repression ausüben; fordert die Mitgesetzgeber auf, bei den laufenden Verhandlungen über die Verordnung zum Rückführungsverfahren an der Grenze das erhöhte Risiko einer Exposition gegenüber transnationaler Repression im Zusammenhang mit Rückführung und Rückübernahme zu berücksichtigen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>622</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Engin Eroglu, Helmut Brandstätter, Marjan Šarec, Lucia Yar, Petras Auštrevičius</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	40a.	fordert die Kommission und den EAD auf, die strategische Zusammenarbeit mit den G7-Partnern und anderen gleichgesinnten Partnern zu vertiefen, um transnationaler Repression entgegenzuwirken; besteht darauf, dass multilaterale Mechanismen für den Informationsaustausch und die Frühwarnung geschaffen werden; fördert den strukturierten Austausch bewährter Verfahren zum Schutz gefährdeter Diasporagemeinschaften und zur rechtlichen Absicherung der nationalen Souveränität;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>623</NumAm>
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</RepeatBlock-By>
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	40a.	fordert die Mitgliedstaaten, die Kommission und den EAD auf, bei der Bekämpfung transnationaler Repression mit anderen internationalen Organisationen, einschließlich der Vereinten Nationen, des Europarats und der OSZE, zusammenzuarbeiten und die systemischen Praktiken transnationaler Repression, die von den Täterstaaten angewandt werden, zu berücksichtigen, wenn sie deren Engagement und Initiativen im Rahmen internationaler Organisationen in Erwägung ziehen;


Or. <Original>{PL}pl</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>624</NumAm>
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	40a.	betont, dass die demokratische Resilienz Europas am besten durch Pluralismus, starke souveräne Mitgliedstaaten und freiwillige Zusammenarbeit sichergestellt wird und nicht durch zentralisierte bürokratische Strukturen und Einheitslösungen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>625</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
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	40a.	fordert die Mitgliedstaaten und die Organe der EU auf, transnationale Repression als schwerwiegende Einflussnahme aus dem Ausland und als Sicherheitsbedrohung zu betrachten, die eine koordinierte und strategische Reaktion auf europäischer Ebene erfordert;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>626</NumAm>
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	40b.	verurteilt aufs Schärfste, dass das kubanische Regime Ärztebrigaden einsetzt, um sein Image im Ausland aufzupolieren; hebt hervor, dass die gegen die Ärzte angewandten Bedingungen und Zwangsmaßnahmen nicht nur eine Form moderner Sklaverei darstellen, sondern auch eine Form transnationaler Repression sind; fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, diese Brigaden niemals einzusetzen, da sie zu Menschenrechtsverletzungen beitragen; fordert die Kommission und den EAD nachdrücklich auf, in Drittländern, die diese Ärztebrigaden einsetzen, einen „Team Europe“-Ansatz zu koordinieren, um den Ärzten gezielte Unterstützung zu gewähren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>627</NumAm>
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	40b.	begrüßt die Erklärung der Staats- und Regierungschefs der G7 zu transnationaler Repression und fordert den Rat und die Kommission auf, die Koordinierung auf der Ebene der G7 und der Vereinten Nationen weiter zu verstärken, unter anderem durch ein nachhaltiges Engagement im Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen und durch die Unterstützung der Arbeit des Amtes des Hohen Kommissars für Menschenrechte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>628</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Antonio López-Istúriz White</Members>
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	40c.	verurteilt aufs Schärfste die vom Maduro-Regime begangenen Verbrechen, die Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen; hebt hervor, dass das Maduro-Regime zahlreiche grenzüberschreitende Verbrechen begangen hat, die einer transnationalen Repression gleichkommen; fordert Drittstaaten, in denen diese Verbrechen begangen wurden, nachdrücklich auf, diese Verbrechen zu untersuchen und die Täter vor Gericht zu stellen; fordert die Kommission und den EAD auf, Länder, die venezolanische Dissidenten aufnehmen, aktiv zu unterstützen, um diese vor der transnationalen Repression des Maduro-Regimes zu schützen; hebt hervor, dass trotz der Intervention der USA und der Absetzung Maduros die derzeitige Führung die Hauptverantwortung für die unter dem Maduro-Regime begangenen Verbrechen trägt, einschließlich der Handlungen transnationaler Repression; ist daher der Ansicht, dass die derzeitigen Sanktionen nicht aufgehoben werden sollten – vielmehr sollte der Druck verstärkt werden, um diejenigen zu bestrafen, die für Verbrechen gegen die Menschlichkeit verantwortlich sind, einschließlich transnationaler Repression;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>629</NumAm>
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	40c.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Ausarbeitung eines Übereinkommens des Europarats zum Thema transnationale Repression voranzutreiben, in dem verbindliche Standards für Prävention, Schutz und Rechenschaftspflicht festgelegt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
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	40d.	fordert Nicaragua nachdrücklich auf, die Menschenwürde und die Grundfreiheiten aller Bürgerinnen und Bürger sowohl innerhalb als auch außerhalb des Landes zu achten; fordert den Sonderbeauftragten der Europäischen Union für Menschenrechte auf, die vom nicaraguanischen Regime begangenen Menschenrechtsverletzungen zu beobachten und zu bewerten sowie Handlungsempfehlungen vorzulegen; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die politische, finanzielle und technische Unterstützung für unabhängige Medien, Dissidenten und Initiativen der Zivilgesellschaft, die außerhalb Nicaraguas tätig sind, zu verstärken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
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	40d.	ist der Auffassung, dass eine fortgesetzte Prüfung transnationaler Repression im Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen und in anderen einschlägigen Menschenrechtsgremien der Vereinten Nationen sowie die Unterstützung der Arbeit des Menschenrechtsbüros der Vereinten Nationen in dieser Frage von entscheidender Bedeutung sind; fordert den EAD daher auf, transnationale Repression weiterhin als Priorität in seine Arbeit im Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen einzubeziehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
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	40e.	ist der festen Überzeugung, dass die EU eng mit gleichgesinnten Verbündeten, darunter das Vereinigte Königreich, Kanada und Australien, zusammenarbeiten sollte, unter anderem durch den Austausch bewährter Verfahren in den Bereichen Gesetzgebung, Opferschutz, Zurechnung von Straftaten und Sanktionen gegen Netze von Vertretern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
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	41.	beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie der Vizepräsidentin der Kommission und Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.
	41.	beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie der Vizepräsidentin der Kommission und Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und auch an Interpol zu übermitteln.


Or. <Original>{PL}pl</Original>
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